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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Als Zweitrat schloss sich der Nationalrat diesen Entscheiden an. Zuvor hatte er sich
allerdings mit einer Reihe von Anträgen auseinanderzusetzen, welche eine andere
Ertragsverteilung wünschten. Der SP war vor allem das Drittel für die Kantone ein Dorn
im Auge; Gewerkschafter innerhalb der SP sympathisierten sogar offen mit einer
Unterstützung der „Goldinitiative“ der SVP. Ohne Erfolg versuchten die
Sozialdemokraten, den Kantonsanteil mit einer Zweckbindung zugunsten von
Bildungsausgaben zu versehen (Antrag Fässler, SG); von vielen SP-Abgeordneten
unterstützt wurde auch ein Antrag Marti (sp, GL), die Kantone leer ausgehen zu lassen
und zwei Drittel für den AHV-Fonds zu reservieren. Erfolglos blieb ebenfalls der
Versuch von Kaufmann (svp, ZH), mit einer Zuweisung der gesamten Erträge an die AHV
auf 30 Jahre ein offensichtliches Manko der SVP-Initiative (Zuweisung auf
unbeschränkte Zeit) zu beheben. Eine Abweichung zum Ständerat ergab sich beim
Vorgehen nach dreissig Jahren. Die kleine Kammer hatte beschlossen, dass, falls nicht
durch eine neue Verfassungsbestimmung eine Verlängerung (unter Umständen mit
einem neuen Zweck der Mittelverwendung) beschlossen wird, das Stiftungsvermögen
zum üblichen Verteilschlüssel für Nationalbankgewinne (ein Drittel Bund, zwei Drittel
Kantone) an die öffentliche Hand fallen soll. Der Nationalrat stimmte mit knapper
Mehrheit einem Antrag Rechsteiner (sp, BS) zu, der für diesen Fall das Fondsvermögen
vollumfänglich der AHV übertragen will. In der Gesamtabstimmung wurde der
Gegenvorschlag zur SVP-Initiative gegen den Widerstand der SVP gutgeheissen. In der
noch nicht abgeschlossenen Differenzbereinigung bestätigte der Ständerat seinen
Beschluss zum Verteilungsmodus für den Fall, dass die Stiftung nach dreissig Jahren
nicht weitergeführt werden sollte. 1

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2001
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 2

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN

Die Vereinigte Bundesversammlung bestimmte die Nachfolge der beiden Magistraten
am 22. September. Zuerst wurde die Ersatzwahl von Moritz Leuenberger vorgenommen.
Die Zweiernomination der SP wurde von der CVP, der FDP, der EVP, der GLP und den
Grünen unterstützt. Die BDP unterstützte die Nomination Sommaruga und die SVP trat
mit dem Sprengkandidaten Jean-François Rime an. Im ersten Wahlgang lag Sommaruga
mit 86 Stimmen vor Rime mit 80 und Fehr mit 61 Stimmen. Zehn Stimmen entfielen auf
Hildegard Fässler, die allerdings bereits in der internen SP-Ausmarchung gescheitert
war. Im zweiten Wahlgang fielen diese zehn Stimmen Sommaruga zu. Auch im dritten
Wahlgang veränderte sich nichts an der Reihenfolge der Kandidaten (Sommaruga mit 98
Stimmen vor Rime mit 77 Stimmen), so dass Fehr mit 70 Stimmen ausschied. Im vierten
Wahlgang wurde schliesslich Simonetta Sommaruga mit 159 von 240 gültigen Stimmen
zur neuen Bundesrätin erkoren.

Die Nominationen der FDP wurden von der CVP, der EVP und der GLP unterstützt. Die
SVP trat noch einmal mit ihrem Sprengkandidaten Jean-François Rime an und auch die

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Grünen traten mit ihrer Sprengkandidatin an. Die SP gab bekannt, zu Beginn des
Wahlvorganges die grüne Kandidatin zu unterstützen. Da sie aber kaum realistische
Chancen für einen grünen Bundesratssitz sehe, werde sie anschliessend einen der
beiden FDP-Kandidaten wählen. Im ersten Wahlgang lag Rime mit 72 Stimmen an der
Spitze, gefolgt von Wyss mit 57 Stimmen. Auf die FDP-Kandidaten Schneider-Ammann
und Keller-Sutter entfielen 52 bzw. 44 Stimmen. Zwölf Stimmen erhielt Ignazio Cassis,
der sich mit dem Hinweis von der Wahl zurückzog, dass die italienischsprachige
Schweiz seit 1999 nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Im zweiten Wahlgang
machte Schneider-Ammann Boden gut und erhielt 75 Stimmen, gefolgt von Rime mit 72,
Keller-Sutter mit 55 und Wyss mit 40 Stimmen. An dieser Reihenfolge änderte sich auch
im dritten Wahlgang nichts, so dass Wyss aus dem Rennen fiel. Ihre Stimmen verteilten
sich anschliessend auf Schneider-Ammann (84 Stimmen) und Keller-Sutter (74
Stimmen), die aber knapp weniger Stimmen erhielt als Rime (76). Im fünften Wahlgang
obsiegte schliesslich Johann Schneider-Ammann mit 144 von 237 gültigen Stimmen.
Die Neuwahlen bescherten der Schweiz zum ersten Mal eine Frauenmehrheit in der
Landesregierung. Darüber hinaus wurden zum ersten Mal gleichzeitig zwei
Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) gewählt. Das Parlament machte
damit deutlich, dass die regionale Herkunft derzeit kein Wahlkriterium ist. 3

Bundesverwaltung - Organisation

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Anpassung des Bundesgesetzes über die
Rüstungsbetriebe an die neuen Rechnungsvorschriften für Konzerne. Das Geschäft war
im Parlament an sich unbestritten. Nachdem im Nationalrat ein Antrag Fässler (sp, SG)
abgelehnt worden war, die entstehenden Kosten dem VBS zu belasten, sprachen sich
aber die SP und die Grünen in der Gesamtabstimmung dagegen aus. (Zum Beschluss des
neuen Gesetzes über die Rüstungsunternehmen (97.034) siehe hier.) 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER

Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalräte
– Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) – wurden in den
Genfer Regierungsrat gewählt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Für die
fünf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde – im Gegensatz zu seinem Vorgänger
Poggia – in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewählt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zurück und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rücktritt
angekündigt hatten Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tätigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jürg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurück. Für die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, für die SP Schaffhausen Martina Munz und für die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rücktritt für 2014 kündigte Fulvio Pelli (fdp, TI) an.
Auch im Ständerat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Veränderungen kommen. Für den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgeführt werden, die auf das Frühjahr 2014
angesetzt wurde. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die elektronische Stimmabgabe bei Abstimmungen und Wahlen blieb auch im
Berichtjahr ein Thema. Vote électronique kam an allen vier Abstimmungsterminen in
den zwölf Versuchskantonen (BE, LU, FR, SO, BS, SH, SG, GR, AG, TG, NE, GE) für
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zum Einsatz. In den Kantonen Neuenburg
und Genf konnten zudem auch ausgewählte Stimmberechtigte (18% bis 30% der
Stimmberechtigten) mit Wohnsitz in der Schweiz elektronisch abstimmen. Im Einsatz
waren dabei drei Systeme: das System Genf (4 Kantone), das System Zürich (7 Kantone)
und das System Neuenburg (Guichet Unique). Mitte Jahr legte der Bundesrat eine
Auswertung zur Einführung von Vote électronique (2006-2012) vor, worin er auch
Grundlagen zur Weiterentwicklung erörterte. Er beurteilte die über 100 Versuche seit
Projektbeginn als erfolgreich; die wenigen Zwischenfälle – im Kanton Luzern gab z.B.
eine Person ihre Stimme unbeabsichtigt zwei Mal ab – hätten die erfolgreiche
Durchführung in keiner Weise in Frage gestellt und die verwendeten Systeme würden
kontinuierlich, insbesondere hinsichtlich der Sicherheit verbessert. Prioritär seien die
Auslandschweizer, aber einige Kantone (AG, SG, SO) wollten – wie Genf und Neuenburg
– auch vermehrt in der Schweiz wohnhafte Stimmberechtigte einbeziehen. Die
Versuche zeigten, dass die Stimmbeteiligung bei den elektronisch stimmenden
Auslandschweizern bei rund 50 Prozent liege, bei den in der Schweiz wohnhaften
Stimmberechtigten bei etwa 20 Prozent. Als nicht ganz genügend wurden die
rechtlichen Grundlagen betrachtet, die besser an die sich verändernden technischen
Entwicklungen angepasst werden müssten. Als Hauptziel nannte der Bericht die
elektronische Abstimmungsmöglichkeit für die Mehrheit der Auslandschweizer
Stimmberechtigten bei den Nationalratswahlen 2015 und als Fernziel die
Zurverfügungstellung eines komplementären Stimmkanals für alle Stimmberechtigten.
Mittelfristig soll die Grenze von aktuell 30% der inländischen, E-Voting nutzenden
Stimmberechtigten abhängig von der Umsetzung der im Bericht ebenfalls definierten
Sicherheitsstandards (insbesondere die Verifizierbarkeit) angehoben werden. Allerdings
erwuchs dem Projekt zunehmend Kritik. Eine Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG), die
vom Bundesrat bis zu den Wahlen 2015 eine flächendeckende Möglichkeit für E-Voting
für alle Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern forderte (Mo. 11.3879), wurde im
Nationalrat abgelehnt. Kritische Stimmen vor allem von Jungparlamentariern mahnten
an, das Motto des Bundesrates «Sicherheit vor Tempo» weiter verfolgen zu wollen. Bei
elf Enthaltungen und der Ablehnung des Vorstosses mit 92 zu 83 Stimmen überwog die
Skepsis in der Grossen Kammer. Kritik gegenüber dem Ausbau von E-Voting beinhalten
auch die Ende September eingereichten, aber noch nicht behandelten Motionen
Schwaab (sp, VD; Mo. 13.3808) und Glättli (gp, ZH; Mo. 13.3812). Beide wollen die E-
Voting-Versuche bremsen, weil die Risiken die Chancen überwiegen würden. Die
Waadtländer Kantonsregierung entschied im Berichtjahr, mit der Einführung von E-
Voting zuzuwarten, bis die Technik sicherer geworden sei. Im Kanton Zürich forderten
SVP und GP ein Verbot von E-Voting. Auslöser für die Skepsis war ein von einem
Spezialisten entwickeltes Virus, mit dem aufgezeigt wurde, wie der Abstimmungswille im
Genfer System hätte verfälscht werden können. 6

MOTION
DATUM: 18.09.2013
MARC BÜHLMANN

Ein wichtiges Argument, das für die elektronische Stimmabgabe ins Feld geführt wird,
ist die Vereinfachung der Partizipation für die fünfte Schweiz. E-Voting ermöglicht es
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, ihre politischen Rechte auszuführen.
Nicht selten komme es bei brieflicher Stimmabgabe vor, dass die Unterlagen zu spät bei
den Berechtigten im Ausland oder aber bei den Behörden in der Schweiz einträfen –
kritisierte etwa Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer von ihm eingereichten
Motion. Er forderte, dass bei den eidgenössischen Wahlen 2019 alle
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer die Möglichkeit haben, elektronisch zu
wählen. Er erinnerte daran, dass Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) bereits im
September 2011 gefordert habe, dass bei den Wahlen 2015 eine grosse Mehrheit der im
Ausland wohnhaften Schweizer Bürgerinnen und Bürger einen elektronischen Kanal
haben sollte. Konkret hätten aber lediglich vier Kantone die Möglichkeit von E-Voting
angeboten. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass bei den
Wahlen 2015 eigentlich 14 Kantone die Möglichkeit für eine elektronische Wahl für die
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland angeboten hätten, eine kurz vor den Wahlen
entdeckte Sicherheitslücke aber die Einschränkung dieses Angebots bedingt habe.
Grundsätzlich gehe die Entwicklung in die richtige Richtung, eine Verpflichtung der
Kantone sei aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. In der Frühjahrssession 2016
folgte der Ständerat der exekutiven Argumentation und lehnte die Motion ohne
Diskussion ab. 

MOTION
DATUM: 07.03.2016
MARC BÜHLMANN
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Eine Motion Guldimann (sp, ZH) mit einer sehr ähnlichen Forderung (Mo. 15.4139) wurde
wohl auch aufgrund des ständerätlichen Entscheids vom Motionär im September 2016
zurückgezogen. 7

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Die Wahlen für den 115-köpfigen Grand Conseil des Kantons Neuenburg standen etwas
im Schatten der Regierungsratswahlen. Da letztere aufgrund eines Todesfalls eines der
Kandidierenden um zwei Wochen verschoben wurden, mussten die Wahllisten zwar bis
zum 14. April eingeworfen werden, ausgezählt wurde allerdings erst zwei Wochen
später, zusammen mit den Regierungsratswahlen. Die Urnen wurden bis dann
versiegelt. Zu den Erneuerungswahlen traten insgesamt 483 Kandidierende auf neun
Listen an. Die Linke hielt im Parlament eine knappe Mehrheit von 60 Sitzen: die SP war
mit 36 Sitzen zweitstärkste Partei, die Grünen hielten 14 Sitze und die PdA zusammen
mit SolidaritéS 10 Sitze. Mit dem Ziel, diese Mehrheit zu halten, trat die SP in allen sechs
Wahlkreisen mit insgesamt 115 Kandidierenden an. Die vergangene Legislatur sei eine
Zeitverschwendung gewesen; die SP wolle nun wieder frischen Wind bringen, Vertrauen
schaffen und eine bessere Zukunft für den Kanton aufbauen. Auch die Grünen konnten
ihre Listen gut besetzen und schickten 84 Personen ins Rennen. Sie wollten zusammen
mit SP und PdA – die drei Parteien präsentierten auch gemeinsam eine Regierungsrats-
Kandidatenliste – die Kohabitation aus linker Parlamentsmehrheit und bürgerlicher
Regierungsmehrheit sprengen. Die PdA, die sich wie bereits vier Jahre zuvor mit
SolidaritéS verband, ging mit 41 Kandidierenden an den Start. Die extreme Linke wollte
dabei auch eine Alternative zur SP sein, da die Sozialdemokraten in der Regierung zu
häufig Kompromisse mit der Rechten eingegangen seien. Die FDP strebte die Eroberung
einer rechtsbürgerlichen Vormacht im Parlament und die Verteidigung der
Regierungsmehrheit an. Für die Grossratswahlen schickte die mit 41 Sitzen stärkste
Partei in der Legislative 97 Kandidierende ins Rennen. Die Freisinnigen fokussierten in
ihrem Wahlkampf auf die Sanierung der Kantonsfinanzen. Der Kanton dürfe nicht weiter
über seine Verhältnisse leben. Zusammen mit den 14 Sitzen der SVP war die Rechte
knapp in der Minderheit. Um dies zu ändern, trat die SVP mit 36 Kandidierenden in allen
sechs Wahlkreisen an. Die Volkspartei erhoffte sich Schwung durch ihren
Regierungsratskandidaten Yvan Perrin und machte sich für die Streichung von
Sozialleistungen, die Gesundung der Kantonsfinanzen und eine Quellenbesteuerung von
Grenzgängern stark. Neben den fünf arrivierten Parteien traten die CVP, die im Kanton
Neuenburg eine marginale Rolle spielt und die hohe 10%-Hürde bei den letzten Wahlen
jeweils verpasst hatte, und neu die BDP und die GLP an. Die Grünliberalen strebten mit
55 Kandidierenden Fraktionsstärke (5 Sitze) an. Die Ziele der BDP, die mit 12 Personen
antrat und der CVP, die 34 Kandidierende ins Rennen schickte, waren etwas
bescheidener: einen bis drei Sitze erobern. Die CVP, die vor allem ihre Familienpolitik
hervorhob, wollte ursprünglich mit 36 Kandidierenden starten, musste aber zwei
Personen streichen, die nicht im Besitz der Schweizer Staatsbürgerschaft waren. Seit
einer 2007 von der SVP gewonnenen Referendumsabstimmung wurde der
ausländischen Wohnbevölkerung von Neuenburg das passive Wahlrecht wieder
verwehrt. Dieses war ihnen vorher gemeinsam mit dem 2013 weiterhin bestehenden
aktiven Wahlrecht zugestanden worden. Die BDP wollte sich für mehr Sicherheit
einsetzen und ging dazu ein Wahlbündnis mit CVP, GLP und FDP ein. Die neunte Liste,
die Nouveau Parti Libéral (NPL), portierte neun Personen, die vorwiegend in La Chaux-
de-Fonds und zwei weiteren Wahlkreisen antraten. Die NPL wurde vom 2011 aus der
Regierung geschassten Frédéric Hainard gegründet, der sich selber auch zur Wahl
stellte, was von einigen Politikern mit wenig Wohlwollen zur Kenntnis genommen wurde.
Die neue Partei ging mit der SVP ein Listenbündnis ein.
Die Urnen für die Grossratswahlen wurden zwei Wochen nach dem Wahltermin
entsiegelt und brachten eine Verschiebung nach Mitte-Rechts zum Vorschein. Die
Linke musste Federn lassen, die Rechte stagnierte und in der Mitte mischten zwei neue
Parteien mit, die GLP und die CVP. Die SP (26,5% Wähleranteil; 2009: 28,2%) büsste
drei Sitze ein (neu 33 Sitze), die Grünen (11,2%; 2009: 12,6%) mussten zwei Sitzverluste
(neu 12 Sitze) hinnehmen und die Allianz zwischen PdA und SolidaritéS (7,6%; 2009:
8,5%) verlor einen Sitz (neu 9 Sitze). Damit kam die Linke insgesamt noch auf 54 von 115
Sitzen. Die Rechte, bestehend aus FDP und SVP konnte die gesamthaft 61 Sitze halten,
wobei sich allerdings Verschiebungen innerhalb des Lagers zeigten. Die FDP (28,7%
Wähleranteil; 2009: 33,2%) musste auf sechs Sitze verzichten (neu: 35 Sitze) und die
SVP (16,9%; 2009: 12,7%) legte um sechs Sitze zu (neu 20 Sitze). Sie überholte damit die
Grünen als drittstärkste Partei. Ihr Regierungskandidat Yvan Perrin fungierte dabei wie
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erhofft als Lokomotive und holte in seinem Distrikt (Val-de-Travers) die meisten
Stimmen. Ein weiterer Grundstein für den Erfolg sei auch gewesen, dass die SVP als
einzige Partei die S-Bahn-Linie „Trans-Run“ abgelehnt habe, spekulierten die Medien.
Neu ins Parlament zogen die GLP und die CVP ein. Dass die GLP, die erst seit wenigen
Monaten im Kanton Neuenburg existierte, gleich fünf Sitze und 4,8% der Wählerschaft
für sich gewinnen konnte, wurde als grosse Überraschung gewertet. Weil zwei
Kandidierende der GLP genau die gleiche Anzahl Stimmen erhalten hatten, musste das
Los entscheiden, wer als fünfter Kandidat in den Grossrat einzog. Auch für die CVP war
der Sitzgewinn ein Erfolg, der allerdings vor allem der eingegangenen Listenverbindung
und weniger dem leichten Wählerstimmenzuwachs zugeschrieben werden muss (2,7%;
2009: 3,2%); die im Kanton Neuenburg vorhandene 10%-Hürde gilt auch als
übersprungen, wenn die verbundenen Listen zusammen über 20% Wähleranteile
aufweisen. Mit diesem Sitzgewinn war die CVP erstmals in allen kantonalen Parlamenten
der Schweiz vertreten. Keine Chance hatten die BDP (0,8%) und die NPL (0,8%) – trotz
Listenverbindungen. In Zukunft dürfte der Grossrat im Kanton Neuenburg tripolar
funktionieren. Erwartet wurde, dass die beiden neuen Parteien GLP und CVP, obwohl
sie zusammen nur über sechs Sitze verfügen, im 115-köpfigen Grand Conseil
Schiedsrichter und Zünglein an der Waage zwischen Links (54 Sitze) und Rechts (55
Sitze) spielen würden. Die bisherige Kohabitation zwischen linker Mehrheit im
Parlament und bürgerlicher Mehrheit im Staatsrat kehrte sich im Berichtsjahr um, weil
die Linke neu die Mehrheit in der Exekutive stellte (siehe unten). Der Frauenanteil hatte
wie bereits 2009 (26,1%) erneut abgenommen: Nach den Erneuerungswahlen von 2013
sassen noch 26 Frauen im Grand Conseil (22,6%). Zu reden gab die tiefe
Stimmbeteiligung von 30,8%. Eine Abgeordnete der SolidaritéS warf die Frage auf, ob
das Parlament damit überhaupt noch über genügend Legitimation verfüge. In der
Presse wurde eine bessere politische Bildung gefordert, damit Interesse und
Verantwortungsgefühl wieder gesteigert werden können. Zum ersten Mal durften rund
25 000 der 133 000 Wahlberechtigten im Kanton Neuenburg auch elektronisch wählen.
Von diesem Angebot machten allerdings nur rund 4 500 Personen Gebrauch (18%). 8

Wahlen in kantonale Regierungen

La gauche a remporté un succès historique en obtenant la majorité au Conseil d’État.
Après que trois membres du gouvernement ont annoncé leur démission (le libéral
Pierre Hirschy, le radical Thierry Béguin et la socialiste Monika Dusong), 27 personnes,
dont quatre parlementaires fédéraux, ont déposé leur candidature pour les cinq sièges.
Au premier tour, avec une participation de 44,5%, aucun des candidats n’a remporté la
majorité absolue. Jean Studer, conseiller aux États socialiste, a obtenu le meilleur score
avec 38,9% des voix, suivi par la conseillère d’État sortante, la libérale Sylvie
Perrinjaquet, avec 36,7%. Seules 51 voix séparaient la ministre des finances de
l’agriculteur écologiste et conseiller national Fernand Cuche. Bernard Soguel (ps), le
directeur du Département de l’économie, s’est placé quatrième, suivi par son colistier,
le conseiller national Didier Berberat, et par le radical Roland Debély, membre du Grand
Conseil. Le conseiller national Yves Perrin, qui a obtenu le meilleur résultat au sein de
l’UDC, s’est vu reléguer dans un groupe de poursuivants, devancé par deux socialistes,
deux libéraux et un radical. Pour éviter un second tour, les partis se sont entendus pour
partager les sièges selon la représentation au Grand Conseil, ce qui revenait à former
un gouvernement avec une majorité gauche, et formé par 2 PS, 1 PE, 1 PL et 1 PRD, le
socialiste Didier Berberat ayant retiré sa candidature. 9
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Die Neuenburger Regierung stand während der Legislaturperiode von bis 2013 unter
keinem guten Stern. In der Öffentlichkeit wurde gar von einer „verlorenen
Legislaturperiode“ gesprochen. Dies hatte vorab personelle Gründe: Die Wahlen 2009
hatten nicht nur das Ende der links-grünen Mehrheit bedeutet (die Regierung setze sich
damals neu aus drei FDP- und zwei SP-Staatsräten zusammen), sondern auch eine
Neubesetzung von vier der fünf Regierungssitze gebracht; gleich zwei Bisherige wurden
damals nicht bestätigt. Die damals gewonnene Regierungsmehrheit der FDP lässt sich
dabei mit der Fusion des Freisinns mit den Liberalen erklären. Bereits kurz nach den
damaligen Wahlen musste Frédéric Hainard (fdp) nach Vorwürfen von Amtsmissbrauch
und Vetternwirtschaft demissionieren. Die Affäre schien der FDP allerdings nicht zu
schaden. Hainard konnte bei Ersatzwahlen 2010 ziemlich mühelos durch Thierry
Grosjean (fdp) ersetzt werden. Nachdem Jean Studer (sp), der einzige Neuenburger
Staatsrat mit mehrjähriger Regierungserfahrung, 2012 zum Präsidenten der
Schweizerischen Nationalbank gewählt worden war, hatten Mitte Oktober 2012, also
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lediglich sechs Monate vor den Gesamterneuerungswahlen,zum zweiten Mal in
derselben Legislatur Ersatzwahlen durchgeführt werden müssen. Wieder konnte der
Sitz verteidigt werden, diesmal von der SP mit Laurent Kurth (sp). Für weiteren Wirbel
sorgte zudem Claude Nicati (fdp), der sich auch aufgrund grosser parteiinterner Kritik
mit seiner Partei überwarf, Ende 2012 aus der FDP austrat und sich, nachdem er
erfolglos bei der BDP angeklopft hatte, für die Erneuerungswahlen 2013 nicht mehr zur
Verfügung stellte. Auch Gisèle Ory (sp) kündigte nach ebenfalls nur einer Legislatur
ihren Rücktritt an. Diese personellen Probleme wurden durch veritable politische
Krisen in Form von Abstimmungsniederlagen der Regierung noch weiter verschärft. Zu
nennen sind dabei das knappe Nein der Stimmbürgerschaft zu einem Prestigeprojekt
der Regierung, einer Schnellbahn zwischen La Chaux-de-Fonds und Neuenburg
(transrun) sowie das Nein zu einem wichtigen Stromspargesetz. Für die
Erneuerungswahlen von 2013 wurden entsprechend starke Veränderungen erwartet.
Eine zentrale Frage war, ob die FDP die Regierungsmehrheit würde halten können.
Neben den beiden Bisherigen Philippe Gnaegi (fdp) und Thierry Grosjean (fdp)
schickten die Freisinnigen gleich drei Neue ins Rennen: den Neuenburger Stadtrat und
Nationalrat Alain Ribaux sowie Christian Blandenier und Andreas Jurt. Die SP wollte
neben dem bisherigen Laurent Kurth (sp) nicht nur ihren zweiten Sitz verteidigen,
sondern die Schwäche der FDP ausnutzen und die Regierungsmehrheit zurückerobern.
Die Genossen traten mit Jean-Nathanaël Karakash und der Grossrätin Monica Maire-
Hefti an. Das SP-Trio wurde komplementiert durch den Grünen Patrick Hermann und
Nago Humbert von der PdA. Weil die PdA nicht wie erwartet den weitaus bekannteren
Denis de la Reussille ins Rennen schickte und auch Hermann (gp) eher unbekannt war,
schienen die Chancen für die FDP für eine Verteidigung ihrer Regierungsmehrheit
allerdings intakt. Herausgefordert wurden die arrivierten Parteien von drei
Kandidierenden der im Kanton Neuenburg keine grosse Rolle spielenden CVP
(MarcEichenberger, Vincent Martinez, und Raymond Traube) und zwei Kandidierenden
der SolidaritéS (Marianne Ebel und François Konrad). Echte Aussenseiterchancen
wurden allerdings nur dem Kandidaten der SVP zugetraut. Die Volkspartei trat mit
Nationalrat Yvan Perrin an. Dieser sorgte im Vorfeld der Wahlen gleich mehrfach für
Schlagzeilen. In den Medien wurde nicht nur über den Gesundheitszustand von Perrin
spekuliert – 2010 musste der ehemalige Vizepräsident der nationalen SVP aufgrund
eines Burnouts eine Auszeit nehmen – sondern auch eine Affäre breitgetreten, in die
Perrin verwickelt war. Mitarbeiter einer Firma, bei der Perrin als Vizedirektor zeichnete,
hatten angeblich im Asylzentrum Perreux ihre Position missbraucht, um
Asylbewerberinnen zu sexuellen Handlungen zu nötigen. Perrin wählte die Offensive
und redete in den Medien offen über seine psychische Fragilität. Die nicht antretende
GLP gab eine Empfehlung für ein Fünferticket bestehend aus Maire-Hefti (sp), den
beiden bisherigen FDP-Kandidierenden und Ribaux sowie dem Grünen Hermann ab.
Der überraschende Tod des CVP-Kandidierenden Raymond Traube eineinhalb Wochen
vor den Wahlen überschattete den Wahlkampf. Weil das kantonale Gesetz vorsieht, dass
die Wahlen verschoben werden müssen, wenn einer der Kandidierenden in den fünf
Wochen vor den Wahlen „unwählbar“ wird, setzte die Kantonsregierung einen um zwei
Wochen nach hinten verschobenen neuen Termin fest. Die SVP kündigte zuerst an,
Rekurs einzulegen, da es so zu einer Separierung der Legislativ- (14. April) und der
Exekutivwahlen (28. April) komme, was nicht mit der Verfassung vereinbar sei und die
Ausgangslage verändere. Nachdem die Regierung auf einen Kompromissvorschlag der
GLP einging, die beiden Termine zu belassen, die Auszählung der Parlamentswahlen
aber auf den 28. April zu legen, zog die SVP ihren Rekurs zurück.

Nicht am 14., sondern am 28. April traten also insgesamt 15 Kandidierende auf sieben
Listen (SP, PdA, GP, FDP, Solidarités, SVP, CVP) zu den Staatsratswahlen an, darunter
lediglich zwei Frauen. Der Bisherigenbonus entpuppte sich aufgrund der vorgängigen
Krisen für einmal als Malus. Die Wählerschaft schien die Skandale in der Regierung und
den Wunsch nach einem Neubeginn höher zu gewichten als die in den letzten Jahren
wieder auf Touren gekommene kantonale Wirtschaft – insbesondere die Uhrenindustrie
hatte Anfang Jahr Rekordumsätze gemeldet. Zwar erreichte keiner der 15
Kandidierenden das absolute Mehr (22'311 Stimmen), die beiden Bisherigen der FDP
lagen aber abgeschlagen lediglich auf den Plätzen 7 (Thierry Grosjean mit 14'055
Stimmen) und 9 (Philippe Gnaegi mit 12'767 Stimmen). Auf Platz eins landete der
bisherige SP-Staatsrat Laurent Kurth (21'351 Stimmen). Weil auch die beiden anderen
SP-Kandidierenden unter die ersten fünf gewählt wurden – Jean-Nathanaël Karakash
mit 20'422 Stimmen und Monika Maire-Hefti mit 17'440 Stimmen, wurde ein
Linksrutsch wahrscheinlich. Zwischen Karakash und Maire-Hefti schob sich
überraschend deutlich Yvan Perrin mit 18'698 Stimmen, der damit ebenfalls alle
Kandidaten der FDP hinter sich liess. Der Medienrummel um seine Person im Vorfeld
der Wahlen dürften dem SVP-Kandidaten sicher nicht geschadet haben; eher im
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Gegenteil schienen viele Stimmen auch Solidaritätsbekundungen zu sein. Die FDP fand
sich erst auf Rang 5 mit Alain Ribaux (16'987 Stimmen) wieder. Ein gutes Resultat
erreichten zudem auch Patrick Hermann (15'363 Stimmen) und Nago Humbert (13'904
Stimmen), die sich beide noch vor dem bisherigen Philippe Gnaegi einreihten. Die
weiteren Kandidierenden folgten weit abgeschlagen: Einzig Christian Blandenier (9'089
Stimmen) und Andreas Jurt (6'978 Stimmen) erzielten mehr als 5'000 Stimmen. Vincent
Martinez (2'766 Stimmen), Marianne Ebel (2'239 Stimmen), Marc Eichenberger (1'785
Stimmen) und François Konrad (1'654) konnten hingegen vergleichsweise wenige
Wahlberechtigte von sich überzeugen. Die Stimmbeteiligung betrug 34,0%. Erstmalig in
der Schweiz konnte ein Teil der Neuenburger Wählerschaft elektronisch abstimmen
(23'000 Personen). Rund 3'500 Personen machten von dieser Neuerung Gebrauch. 

Ein für Neuenburg eher ungewöhnlicher zweiter Wahlgang wurde auf Pfingstsonntag
angesetzt. Für diesen zweiten Umgang traten neben den fünf Kandidierenden mit den
besten Resultaten aus dem ersten Wahlgang auch Thierry Grosjean und der
chancenlose Vincent Martinez erneut an. Die Frage war, ob die FDP mit der SVP einen
Schulterschluss eingehen wollte, um die linke Mehrheit zu verhindern. Ein solcher kam
allerdings in der kurzen Zeit – bereits am Dienstag nach dem ersten Umgang mussten
die neuen Listen präsentiert werden – nicht zustande, unter anderem weil die FDP
diesem an einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung eine Abfuhr erteilte.
Freilich riefen einige bürgerliche Exponenten und insbesondere die Handels- und
Industriekammer (CNCI) in den Tagen vor Pfingsten zu einer bürgerlichen Allianz auf.
Auch die bei den Parlamentswahlen erfolgreiche GLP (siehe oben) sprach sich im
zweiten Wahlgang für eine rechts-bürgerliche Mehrheit aus. Sie verwies darauf, dass
eine linke Regierungsmehrheit zu Blockaden führen würde, weil im Parlament die
Bürgerlichen eine Mehrheit innehatten. Die GLP empfahl damit implizit, neben den
beiden FDP-Kandidierenden auch SVP-Mann Perrin zu wählen. Die BDP schloss sich
dieser Empfehlung an, während die CVP an ihrem chancenlosen Kandidaten festhielt.
Die Grünen, Solidarité und die PdA warben für das SP-Trio. Im zweiten Wahlgang
wurden die Verschiebungen vom ersten Umgang bestätigt: Die SP holte die
Regierungsmehrheit zurück, die SVP zog erstmals in den Neuenburger Staatsrat ein und
die FDP musste eine herbe Schlappe einstecken. Wiederum lagen die beiden SP-
Männer an der Spitze. Laurent Kurth, der einzige Wiedergewählte, erhielt 28'834
Stimmen. Mit Jean-Natanaël Karakash folgte der zweite SP-Mann mit rund 500 Stimmen
Rückstand (28'333 Stimmen) auf Platz zwei. Am drittmeisten Stimmen erhielt diesmal
Alain Ribaux (27'130 Stimmen), gefolgt von Yvan Perrin (24'895 Stimmen). Monika Maire-
Hefti (24'530 Stimmen) lieferte sich lange ein Kopf-an-Kopf-Rennen mit Thierry
Grosjean (21'794 Stimmen), erhielt aber schliesslich vor allem in den Städten deutlich
mehr Stimmen. Vincent Martinez war erwartet weit abgeschlagen und erhielt 9'233
Stimmen. Die Wahl wurde – wie bereits nach dem ersten Wahlgang – als Zeichen für
den Wunsch nach einem Neustart mit neuen Köpfen gewertet. Freilich müsse sich die
neue Regierung zusammenraufen und möglichst rasch mit einer Stimme sprechen, so
die Kommentare nach den Wahlen. Die Wahlbeteiligung lag mit 40,2% höher als beim
ersten Umgang. Pikanterweise ging die nach 2006 wiedergewonnene linke Mehrheit (3
SP, 1 FDP, 1 SVP) in der Regierung neu mit einer rechten Parlamentsmehrheit einher (vgl.
oben). Die Wahlen 2013 resultierten damit für Neuenburg in einer erneuten
Kohabitation, allerdings mit umgekehrten Vorzeichen. Für Alain Ribaux, der aus dem
Nationalrat zurücktrat, rutschte die ehemalige Nationalrätin Sylvie Perrinjaquet nach.
Auch Yvan Perrin wollte sich nicht auf ein Doppelmandat einlassen. Seinen
Nationalratssitz nahm neu Raymond Clottu ein. 10

Bien qu'ayant fait part, devant le Grand Conseil, de leur souhait de poursuivre leur
collaboration durant la prochaine législature, les cinq membres du gouvernement
neuchâtelois ont dû faire face à plusieurs adversaires lors de l'élection pour le
renouvellement de l'exécutif neuchâtelois. Comme colistière de ses deux conseillers
d'Etat sortants Laurent Favre et Alain Ribaux, le PLR proposait Isabelle Weber-von
Kaenel. L'objectif était alors de récupérer la majorité perdue il y a quatre ans. Du côté
du PS, le parti représenté au sein de l'exécutif sortant par Jean-Nathanaël Karakash,
Monika Maire-Hefti et Laurent Kurth, a opté pour un apparentement de ses listes avec
celles des Verts et de SolidaritéS. Les Verts ont désigné Fabien Fivaz comme candidat et
SolidaritéS Dimitri Paratte. A la différence de la dernière élection, lors de laquelle le
POP s'était allié avec les Verts et les socialistes, le parti a cette fois-ci fait cavalier seul.
Tout en dénonçant une dérive socio-libérale des socialistes, le POP présentait Nago
Humbert, candidat arrivé en huitième position (sur quinze) en 2013. Désigné comme
candidat des Vert'libéraux lors de l'assemblée générale du parti, Mauro Moruzzi a
finalement renoncé, convaincu que les membres sortants du pouvoir exécutif devaient
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pouvoir terminer leur travail et qu'il était prioritaire que le parti concentre ses efforts
sur le Grand Conseil. Le PDC a désigné Vincent Martinez comme candidat. Finalement,
Michèle Griffon (sans parti), Morgan Aeby (sans parti) et Valérie Griffon (sans parti)
étaient en course sur la "Liste pour la reconnaissance du Vote Blanc". A droite de
l'échiquier politique, dans l'optique de reconquérir son siège suite au départ d'Yvan
Perrin en 2014, l'UDC a préféré la stratégie des candidatures plurielles à celle d'une
candidature unique. La raison était l'absence d'une personnalité fédératrice, comme
celle d'Yvan Perrin en 2013, capable de jouer le rôle de locomotive. Ainsi, les trois
candidats retenus par l'UDC étaient Jean-Charles Legrix, Stephan Moser et Xavier
Challandes. Au total, ce sont donc onze personnes qui entraient en course aux côtés
des ministres sortants. 
En réponse au reproche du POP quant aux orientations des ministres socialistes, le
parti socialiste évoqua la difficulté, pour un gouvernement de gauche, de faire passer
ses idées face à un législatif situé majoritairement à droite. En dépit des critiques
formulées par l'électorat de gauche, notamment au sujet du programme
d'assainissement, le parti a rappelé les avancées du gouvernement sortant: nouvelle Loi
sur les finances de l'Etat et des communes, relance d'une politique cantonale du
logement, reconnaissance fédérale de Microcity Pôle d'innovation ou encore la
politique sanitaire globale. Deux de ses membres pourraient cependant être
sanctionnés par une partie de la population neuchâteloise. Monika Maire-Hefti pourrait
en effet faire les frais des changements de conditions de travail du corps enseignant et
de leur nouvelle grille salariale. A l'automne passé, les enseignantes et enseignants ont
fait grève pour protester. La candidate pourrait néanmoins avoir le soutien de la droite,
pour avoir tenu bon face aux revendications des grévistes. Laurent Kurth risque
également sa place en raison des options retenues dans le dossier hospitalier. Il sera
même victime d'un affichage anonyme l'accusant, suite à un emprunt toxique en euros,
d'être responsable des trois millions d'intérêts qui coûtent chaque année à la
commune de la Chaux-de Fonds. En réaction, il rappela que la dette avait été en partie
réduite. A l'UDC, le président du Grand Conseil et candidat au Conseil d'Etat Xavier
Challandes a évoqué, lors de la campagne, la possibilité d'un changement de parti
politique. Il s'était par le passé distancé à plusieurs reprises des idées de son parti,
l'UDC, notamment à propos de l'éligibilité des étrangers au niveau cantonal. 

Avec une faible participation de 34.2%, aucun candidat n'a obtenu la majorité absolue
de 22'816 voix dès le premier tour. Arrive en première position, avec 22'715 voix, Jean-
Nathanaël Karakash, suivi par les PLR sortants Laurent Favre (21'957 voix) et Alain Ribaux
(21'626 voix). En quatrième position, Monika Maire-Hefti comptabilise 18'092 voix, suivie
par Laurent Kurth (17'997 voix). Les cinq membres du gouvernement sortant sont donc
en tête. Fabien Fivaz obtient 12'536 voix, il est suivi par Isabelle Weber (12'177 voix) et
Nago Humbert  (9'310 voix). Jean-Charles Legrix arrive en neuvième position, avec un
score de 6'230 voix. Xavier Challandes obtient 6'175 voix. Suivent ensuite Stephan
Moser (5'660 voix), Vincent Martinez (5'152 voix), Dimitri Paratte (4'375 voix), Michèle
Griffon (1'647 voix), Valérie Griffon (1'493 voix) et, finalement, Morgan Aeby (1'265 voix).
La population semble en faveur du maintien du statu quo, malgré la défaite infligée au
Conseil d'Etat sur le projet d'hôpital unique de soins aigus en février dernier. 
Concernant le deuxième tour, après l'annonce du POP, de l'UDC et des Verts de ne pas
y participer, le PLR a suivi la même voie. Les membres sortants du gouvernement
neuchâtelois ont donc été élus tacitement. Au cours de la prochaine législature, ils
devront se battre en faveur de l'hôtel judiciaire à la Chaux-de-Fonds, tenter de
convaincre de la pertinence d'une convention collective de travail pour tous les
collaboratrices et collaborateurs des établissements de soins et faire comprendre que
les reports de mesures fiscales ne sont pas juste un cadeau aux communes employant
beaucoup de frontaliers. Cela tout en considérant les problèmes de fonds du canton,
les conséquences du franc fort, le chômage, l'aide sociale et la diminution des subsides
des caisses-maladies. 11
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Kantonale Ersatzwahlen

Bereits zum zweiten Mal innerhalb derselben Legislatur – 2011 wurde der gestrauchelte
Frédéric Hainard (fdp) durch Thierry Grosjean (fdp) ersetzt – kam es im Kanton
Neuenburg zu einer Ersatzwahl. Nachdem er zum Präsident des Bankrates der
Schweizerischen Nationalbank (SNB) gewählt worden war, erklärte Jean Studer (sp)
seinen Rücktritt aus dem Staatsrat. Um die Kontinuität in der Neuenburger Regierung
zu gewährleisten trat er allerdings nicht per sofort zurück, wie dies von der FDP
gefordert wurde, sondern per 31.7.12. Damit wurden Ersatzwahlen für den 14. Oktober
anberaumt, obwohl bereits im Frühjahr 2013 die nächsten ordentlichen
Gesamterneuerungswahlen geplant waren. Den SP-Sitz in der von der FDP dominierten
Exekutive (3 FDP, 2 SP) sollte Laurent Kurth verteidigen. Der Stadtrat aus La-Chaux-de-
Fonds setzte sich Ende August intern deutlich gegen zwei weitere Anwärter durch.
Lange Zeit meldete sich kein Herausforderer von Kurth. Da die FDP in Anbetracht ihrer
Parlamentsstärke in der Regierung bereits übervertreten war und die SVP ihren Leader
Yvan Perrin kurz vor den Neuwahlen nicht verheizen wollte, drohte eine stille Wahl. Für
Lacher sorgte das Komikerduo „Cuche et Barbezat“, das dieser Gefahr entgegentreten
wollte, die offiziell angemeldeten Jux-Kandidaturen Ende August aber wieder
zurückzog. Eine stille Wahl wurde schliesslich durch Louis Dubois verhindert (Entente
cantonale neuchâtelois), der seine Kandidatur auch damit begründete, dass
demokratische Beteiligungsrechte nur durch Nutzung geschützt würden. Für Wirbel
und eine weitere Schwächung der laut Presseberichten bereits angeschlagenen
Neuenburger Regierung – Studer war der einzige mit langjähriger Erfahrung, die
restlichen vier Regierungsräte waren 2009 gewählt worden bzw. rutschten während der
Legislatur nach – sorgte das knappe Nein der Stimmbevölkerung zum Regierungsprojekt
einer Schnellbahn zwischen Neuenburg und La Chaux-de-Fonds Ende September
(transrun) sowie die Ankündigung von Regierungsrätin Gysèle Ory (SP) bei den
Erneuerungswahlen 2013 nach nur einer Legislatur nicht mehr anzutreten. Darüber
hinaus lastete das zunehmend schwierige Verhältnis zwischen Regierungsrat Claude
Nicati (fdp) mit seiner Partei auf der Regierung. Tatsächlich trat Nicati kurz nach den
Wahlen aus der FDP aus und liess offen, ob er 2013 nochmals antreten würde.

Die Ersatzwahlen selber fielen deutlich zu Gunsten von Laurent Kurth aus. Der
Sozialdemokrat erhielt 21'040 Stimmen (71,4%). Sein Herausforderer Louis Dubois
erhielt beachtliche 8'428 Stimmen. Den Vorwurf, seine Kandidatur habe den Kanton für
die Organisation der Wahlen rund 200'000 CHF gekostet, wies Dubois zurück. Grund
für die Ersatzwahlen sei der Rücktritt Studers gewesen, der sein Mandat während der
Legislatur abgegeben habe, was eigentlich ein Unding sei. Er, Dubois, hätte der
Stimmbevölkerung wenigstens die Wahl gelassen und wünschte, dass die Regierung nun
gemeinsam an einem Strick ziehe. Der Sieger der Wahlen zeigte sich zufrieden. Die
geringe Beteiligung – die Partizipation lag bei erwartet tiefen 24% – wurde zwar nicht
wirklich als Vertrauensvotum in die kriselnde Regierung gewertet, Kurth betrachtete
seine über 70% an Wählerstimmen jedoch als gute Legitimationsbasis. 12
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Die 2013 bei den Gesamterneuerungswahlen gehörig durcheinander geschüttelte
Neuenburger Regierung – gleich zwei der fünf Bisherigen wurden damals abgewählt –
kam auch 2014 nicht zur Ruhe. Yvan Perrin (svp), der 2013 als erster Vertreter der SVP in
die Neuenburger Regierung gewählt worden war, musste sich Anfang März wegen
Anzeichen eines Burnouts und aufgrund von erneuten Alkoholexzessen behandeln
lassen. Im Juni musste der ehemalige Nationalrat wegen Depressionen und Erschöpfung
erneut in ein Spital eingewiesen und krankgeschrieben werden. Die Regierungskollegen
drückten Perrin ihr Mitgefühl aus und betonten, dass die seit Beginn der Legislatur
spürbare positive Dynamik in der Regierung nicht gefährdet sei. Wenige Tage später
erklärte Perrin allerdings seinen Rücktritt. Es sei ihm nicht mehr möglich, das Amt
seriös auszuüben. Damit löste er sein vor den Wahlen 2013 gemachtes Versprechen ein,
zurückzutreten, falls er wieder einen Rückfall erleide. Regierungsratspräsident Alain
Ribaux (fdp) zeigte sich einerseits erschüttert ob des Ausmasses der Krise von Perrin,
war aber andererseits auch erleichtert, weil die Situation für die Regierung schwierig
war. Es musste also eine weitere Ersatzwahl – die dritte innert vier Jahren – anberaumt
werden. Die SVP kündigte an, den bei den Wahlen 2013 von der FDP eroberten Sitz
verteidigen zu wollen. Nominiert wurde Nationalrat Raymond Clottu, der sich bereits
rund sechs Tage nach dem Rücktritt Perrins via Sonntagspresse ins Gespräch brachte.
Clottu war 2013 nach der Wahl Perrins für diesen in den Nationalrat nachgerutscht und
wollte nun auch den Regierungssitz von seinem Parteikollegen erben. Aber auch die
FDP bekundete Interesse und auch sie trat mit einem amtierenden Nationalrat an: Ende
Juni wurde Laurent Favre nominiert, der den Neuenburger Freisinn seit 2007 in Bern
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vertritt. Weil Favre als erfahrener und bekannter Politiker eingeschätzt wurde – seine
Arbeit in der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie prädestinierte ihn
zudem nachgerade für die Übernahme des freien kantonalen Departements für
Raumplanung und Umwelt – und weil er für die Linke wohl eher wählbar war als Clottu,
galt der Freisinnige als Favorit. Zudem wurde Favre von der CVP und der BDP
unterstützt. Weder die SP noch die Grünen gaben hingegen eine Empfehlung ab. Die
SVP warnte davor, sie wieder zur reinen Oppositionspartei zu machen. Dies würde nach
den turbulenten Jahren den aktuellen Konsolidierungskurs gefährden. Zudem verfüge
Clottu als Geschäftsführer eines Treuhandbüros über Führungserfahrung. Die Karten
verschlechterten sich für die SVP zusätzlich, weil mit Karim-Frédéric Marti ein
Sprengkandidat aus den eigenen Reihen antrat. Tatsächlich stand die Neuenburger SVP
nicht geschlossen hinter Clottu. Marti kritisierte, dass Clottu einen zu wenig
enthusiastischen Wahlkampf betreibe. Die Parteiführung reagierte vehement gegen den
wild antretenden Marti. Um einen Eklat und einen Parteiausschluss zu verhindern,
wurde Marti auf dem Wahlzettel ohne Parteizugehörigkeit aufgeführt. Als vierter
Kandidat trat der Parteilose Thomas Wroblevski an, der das Amt allerdings gar nicht
übernehmen wollte. Der Schauspieler gab bekannt, für all jene zu kandidieren, die
keinen der Anwärter überzeugend fänden, also sozusagen für jene antrete, die sonst
eine leere Stimme abgeben würden. Leere Stimmen werden im Kanton Neuenburg nicht
für die Bestimmung des absoluten Mehrs addiert, wogegen Wroblevski protestieren
wollte. Würde er allerdings gewählt, würde er sofort zurücktreten und die Wahlen
müssten noch einmal neu angesetzt werden. 
Soweit kam es jedoch nicht. Im Gegenteil machte Laurent Favre das Rennen bereits im
ersten Wahlgang mit überraschender Deutlichkeit: Nicht weniger als 67,8% aller
Stimmen wurden für den Freisinnigen abgegeben (34'427 Stimmen), der damit das
absolute Mehr von 25'402 Stimmen deutlich übertraf. Raymond Clottu lag mit 16,6% der
Stimmen abgeschlagen auf Platz 2 (8'441 Stimmen). Auch die 2'477 Stimmen von Karim-
Frédéric Marti (4,9%) hätten Clottu wahrscheinlich nichts gebracht, lag der wilde
Kandidat doch sogar noch hinter dem Parteilosen Thomas Wroblevski, der 5'458
Stimmen holte (10,7%). Die Wahlbeteiligung lag bei 40,2%. Der Wahlausgang wurde eher
als Niederlage für die SVP denn als Sieg für die FDP gewertet. Zumindest in Teilen der
Presse wurde der Sitzverlust auch mit der fahrlässigen Strategie der SVP begründet.
Einerseits habe es die Volkspartei versäumt, Perrin trotz dessen bekannter
Gesundheitsprobleme bereits 2013 an der Kandidatur für den Regierungsrat zu hindern.
Die SVP habe hier ihre personelle Sorgfaltspflicht vernachlässigt. Andererseits habe die
wilde Kandidatur von Marti gezeigt, dass innerhalb der Partei nicht alle am gleichen
Strick ziehen würden. Darüber hinaus hatte sich der Gründer und ehemalige
Parteipräsident der Neuenburger SVP – Walter Willener – in der Presse sehr
wohlwollend über Laurent Favre geäussert. Nach nur einem Jahr Regierungsbeteiligung
musste die SVP also ihren Neuenburger Regierungssitz bereits wieder räumen und der
Staatsrat bestand neu aus drei SP und zwei FDP-Räten. In den letzten 20 Jahren waren
im Kanton Neuenburg damit nicht weniger als 21 neue Regierungsvertreter gewählt
worden. Für Favre rückte Pierre-André Monnard in den Nationalrat nach. 
Noch während des Wahlkampfes wurde das Urteil gegen den ehemaligen freisinnigen
Regierungsrat Frédéric Hainard verkündet, dessen erzwungener Rücktritt 2010 am
Anfang der turbulenten Neuenburger Legislatur gestanden hatte. Hainard wurde wegen
Amtsmissbrauch, Nötigung und Urkundenfälschung angezeigt. Die Affäre Hainard hatte
insofern ein weiteres Nachspiel, als sich die Neuenburger Bevölkerung Ende November
mit überwältigendem Mehr von 90,6% für die Einführung eines
Amtsenthebungsverfahrens aussprach. In Zukunft können drei Viertel des Grossen
Rates einen amtierenden Staatsrat abwählen. Die „Lex Hainard“ war die erste dieser Art
in der französischsprachigen Schweiz. 13
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Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Neuenburg präsentierten sich für die Nationalratswahlen 2015 54
Kandidierende auf 15 Listen. Dass nur die Anzahl Listen und nicht auch jene der
Kandidierenden einen neuen Rekord bedeutete, hatte wohl auch mit der Sitzreduktion
von fünf auf nur noch vier Sitze zu tun. Mit der Anzahl an Kandidierenden reduzierte
sich auch der Frauenanteil auf den Neuenburger Listen: Er betrug nur noch 24.1
Prozent (2011: 31.1%). Zu den Wahlen traten im Vergleich zu 2011 unter anderem
erstmals die Grünliberalen, einige Jungparteien, sowie parteiunabhängige Vertreter –
wie jene der Bürgergruppe «Vote Blanc», die ein Auffangbecken für alle jene sein
wollte, die mit den bestehenden Parteien unzufrieden sind – mit Listen an.

In Neuenburg kam es nicht nur zu einem Kampf um eines der neu nur noch vier Tickets
nach Bern, sondern auch zu einer absehbaren Erneuerung der Delegation. So
verzichteten nicht weniger als drei der fünf Bisherigen auf eine erneute Kandidatur. Bei
den Grünen war dies die amtsälteste Neuenburger Nationalrätin, Francine John-
Calame, welche seit 2005 im Nationalrat gesessen hatte. Bei den Freisinnigen traten
Pierre-André Monnard und Sylvie Perrinjaquet nicht mehr an. Monnard hatte seinen
Rücktritt bekannt gegeben, nachdem herausgekommen war, dass er als
Regierungsmitglied ein Loch von 12 Millionen Franken in der Rechnung der Stadt La-
Chaux-de-Fonds vertuscht hatte. Seine Kollegin Perrinjaquet war 2011 nicht mehr in
den Nationalrat gewählt worden, aber für den in den Staatsrat gewählten Alain Ribaux
wieder nachgerückt. Wirklich überzeugen konnte die FDP-Frau aus Sicht ihrer Partei
jedoch nicht mehr. Mit der Aussicht, dass ihr gar die erneute Kandidatur verwehrt
werden könnte, gab sie bereits vor dem parteiinternen Nominierungsprozedere ihren
Rücktritt bekannt. Erneut zur Wahl an traten hingen Jacques-André Maire von der SP
und Raymond Clottu von der SVP. Clottu war 2013 für den in den Staatsrat gewählten –
und nur wenig später bereits zurückgetretenen – Yvan Perrin nachgerückt. 
In Sachen Listenverbindungen zeichneten sich keine Überraschungen ab. Im linken
Lager verbanden sich wiederum die SP, die PdA und die Grünen. Wie schon 2011, gingen
die Grünen und die PdA zudem eine Unterlistenverbindung ein. Bei den bürgerlichen
Parteien schloss sich die erstmals antretende GLP dem Bündnis von FDP, CVP und BDP
an. Die SVP ging dieses Mal nicht ganz alleine ins Rennen, da sie sich mit der 2012 vom
ehemaligen FDP-Regierungsrat Frédéric Hainard gegründeten Nouveau parti libéral
(NPL) und der Liste «Impossible alternative» verband.
Die grosse Frage im Vorfeld der Wahlen war, zu wessen Lasten der demographisch
bedingte Sitzverlust gehen würde. Die Ausgangslage war zudem auch aufgrund der
vielen Rücktritte spannend. Das die Linke ihre beiden Sitze würde halten können, galt
als gegeben, allerdings war unklar, welche Parteifarben die Mandate aufweisen würden:
Die Grünen mussten durch den Rücktritt ihrer langjährigen Amtsinhaberin John-
Calame einen Verlust befürchten, wogegen die PdA mit dem Stadtpräsidenten von Le
Locle, Denis de la Reussille, einen starken und aussichtsreichen Kandidaten
präsentierte und auf einen Erfolg hoffen konnte. Als ungefährdet galt SP-Nationalrat
Jacques-André Maire. Für die FDP und die SVP war die Gefahr grösser, dass sie in den
sauren Apfel beissen und einen Sitzverlust hinnehmen mussten: Die FDP hatte nicht nur
aufgrund der Affäre Monnard und Sitzverlusten bei den kantonalen Wahlen 2013
tumultuöse Zeiten hinter sich und versuchte mit einer Viererliste – angeführt von den
zwei eher unbekannten Kandidaten Philippe Bauer und Andreas Jurt – ihre beiden Sitze
zu halten. Aber auch SVP-Amtsinhaber Raymond Clottu genoss als nachgerückter
Nationalrat nur wenig Rückhalt. In den Medien galt der Sitz der SVP als der wackligste. 

Die Bekanntgabe der Resultate verzögerte sich in Neuenburg aufgrund eines
Informatikfehlers um ganze drei Stunden. Das verspätete Endergebnis zeigte aber auf,
dass es der SVP entgegen den Erwartungen gelang, der FDP den schwarzen Peter
zuzuschieben. Die Freisinnigen verloren nämlich ganze 2.4 Prozentpunkte an
Wähleranteil (neu: 24.4%) und konnten damit nur noch einen Vertreter – den
neugewählten Philippe Bauer – in den Nationalrat schicken. Die SP konnte ihr Mandat
verteidigen, verlor aber ebenfalls an Wähleranteil (-1.1 Prozentpunkte). Die
Sozialdemokraten wurden mit 23.7% erneut zweitstärkste Partei. Freuen konnte sich
die SVP, welche den Sitz von Raymond Clottu halten konnte, auch wenn die Partei leicht
Federn lassen musste (-1 Prozentpunkt, neu: 20.4%). Eine weitere Gewinnerin war die
PdA (+1.8 Prozentpunkte, neu: 12.2%), welche die GPS (-2.3 Prozentpunkte, neu: 9.3%)
als viertstärkste Partei ablöste. Denis de la Reussille hatte es damit geschafft, die
Grünen aus der Neuenburger Delegation zu verdrängen. Die CVP blieb praktisch
unverändert bei einem Wähleranteil von 3.6 Prozent (+0.1 Prozentpunkte), während die
Grünliberalen auf Anhieb 3.4% Wähleranteil eroberten. Neu sieht die
Zusammensetzung der Neuenburger Vertretung somit folgendermassen aus: 1 SP, 1 PdA,
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1 FDP und 1 SVP. Nach dem Rücktritt der grünen Nationalrätin John-Calame schickten
die Neuenburgerinnen und Neuenburger keine weibliche Vertretung mehr in die grosse
Kammer. Die Wahlbeteiligung im Kanton betrug tiefe 41.8% (2011: 42.4%) – ein Wert der
nur noch im Kanton Glarus und im Kanton Appenzell Innerrhoden unterboten wurde. 14

Au Conseil national, quatre sièges étaient à pourvoir lors des élections fédérales
d'octobre 2019 dans le canton de Neuchâtel. Deux sortants ont brigué un nouveau
mandat. Il s'est agi du libéral-radical Philippe Bauer et du popiste Denis de la Reussille,
tout deux élus en 2015. Bauer a cependant visé en priorité un strapontin au Conseil des
États, sa candidature au national ayant pour but de faire profiter la liste libérale-
radicale de la prime au sortant. L'accession de Bauer à la chambre haute ne faisant que
peu de doute, trois candidat.e.s ont été désigné.e.s pour récupérer son siège, à savoir
Damien Cottier – l'ancien conseiller personnel du conseiller fédéral Didier Burkhalter –,
Sandra Menoud et Andreas Jurt. Contrairement à 2015, les Vert'libéraux et le PDC ont
cette fois-ci refusé de déposer une liste commune avec les libéraux-radicaux – qui ne
«profiterait qu'à ceux-ci» – critiquant notamment les décisions «désastreuses» prises
par le PLR et l'UDC durant la législature écoulée. En s'alliant, les deux partis du centre
n'ont pas jugé impossible la conquête d'un siège, même s'ils ont admis partir de loin
avec un cumul de 8 pour cent des votes lors des dernières élections fédérales. La liste
des Vert'libéraux comprenait quatre candidat.e.s, comme celle des jeunes
Vert'libéraux, alors que trois noms figuraient sur la liste du PDC.
Du côté de l'UDC, le retour de l'enfant prodige de la section cantonale dans l'arène
politique a fait couler de l'encre dans la presse; Yvan Perrin, ex-président de l'UDC
neuchâteloise et ex-vice-président de l'UDC suisse, avait pour objectif de remobiliser
un parti en perte de vitesse, qui avait été le grand perdant des élections cantonales de
2017. En effet, le parti agrarien avait vu sa députation au Grand Conseil se réduire
comme peau de chagrin, passant de 20 à 9 têtes. Cette débandade était en partie due
aux tensions internes qui ont miné la section cantonale du parti: le conseiller national
Raymond Clottu en a été exclu en 2017, mais a continué de siéger avec la fraction UDC à
Berne, en tant qu'indépendant. Il a renoncé à se représenter pour ces élections
fédérales, laissant le champ libre à Perrin, son meilleur ennemi et prédécesseur au
Conseil national. Selon la presse, l'habitant de la Côte-aux-Fées a gardé une bonne côte
de popularité dans le canton malgré ses déboires, lui qui dut notamment démissionner
de son poste de conseiller d'État un an après son entrée en fonction pour des
problèmes de santé psychique et d'alcool. Durant la campagne, il a à maintes reprises
affirmé être guéri, confiant notamment à ArcInfo «avoir réussi à monter au sommet du
Chasseron en VTT depuis la Côte-aux-Fées» pour la première fois depuis plus de dix
ans. Il a néanmoins reconnu que ses «mésaventures» pourraient lui «coûter des voix».
Avec quatre candidat.e.s sur la liste principale et deux sur la liste jeune, l'UDC a
souhaité donner l'image d'un parti où toutes et tous «tirent à la même corde», selon le
président Walter Willener, dont l'inimitié envers Yvan Perrin était pourtant de notoriété
publique. 
De l'autre côté de l'échiquier politique, le socialiste Jacques-André Maire a rendu son
tablier après dix années dans les entrailles du Palais fédéral. Pour le remplacer, le PS a
misé sur quatre candidatures: Aurélie Widmer, Grégory Jaquet, Oghuzan Can et
Baptiste Hurni, qui faisait figure de locomotive. Âgé de 33 ans, le chef du groupe
socialiste au Grand Conseil disposait déjà d'une certaine expérience politique au
niveau cantonal malgré sa jeunesse. Au lancement de la campagne, la présidente de la
section cantonale Florence Nater a donné le ton, estimant possible la conquête d'un
troisième siège pour la gauche «grâce aux désaccords de la droite, à la poussée des
Verts et au désarroi de l'UDC». Des ambitions vite tempérées par les allié.e.s du parti
socialiste: le loclois Denis de la Reussille savait sa place menacée par les Vert.e.s, alors
qu'il avait récupéré le siège laissé vacant par Francine John-Calame (vert.e.s) en 2015.
Les écologistes n'ont d'ailleurs pas caché leurs projets de reconquête, avec les
candidatures de Céline Vara et Fabien Fivaz pour les deux chambres, accompagné.e.s
par Veronika Pantillon et Roby Tschopp pour le national. Aux côtés de Denis de la
Reussille, le POP a présenté trois autres candidatures, alors que SolidaritéS a également
déposé une liste complète. Contrairement à la droite, la gauche est partie unie dans la
bataille avec une liste commune entre le PS, les Vert.e.s, le POP et SolidaritéS. 
Avec encore plusieurs listes jeunes et celle du parti fédéraliste européen, ce sont au
total 28 candidates et 37 candidats qui ont brigué un mandat dans la capitale, pour une
moyenne d'âge de 40.7 ans. La part des candidatures féminines s'est élevée à 40.4 pour
cent, contre 24.1 en 2015. De quoi espérer un changement par rapport à la législature
écoulée, qui n'a vu aucune femme neuchâteloise siéger sous la coupole. Selon ArcInfo,
les espoirs d'élection féminine reposaient cependant presque exclusivement sur les
épaules de Céline Vara, pronostiquant un duel avec Denis de la Reussille pour
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l'obtention d'un strapontin.
S'agissant des budgets de campagne, le PS a annoncé disposer de CHF 200'000 pour la
campagne. Le budget du PLR s'est monté à CHF 150'000, celui des Vert.e.s à CHF
70'000 et celui de l'UDC à CHF 62'000. Enfin, les Vert'libéraux ont annoncé un budget
de CHF 70'000, le PDC de CHF 30'000, le POP de CHF 25'000 et SolidaritéS de CHF
12'000. Si la somme totale investie par les partis dépasse certes les CHF 600'000,
ArcInfo a remarqué que les contributions personnelles des candidats demeuraient
cependant relativement faibles en comparaison intercantonale, ce qui constitue une
spécificité du canton de Neuchâtel. 

Le 20 octobre, c'est un raz-de-marée vert qui a déferlé sur Neuchâtel, à l'image de ce
qui s'est passé dans de nombreux autres cantons suisses. Avec 20.8 pour cent des
suffrages (+11.5 points de pourcentage, pp, par rapport à 2015), les Vert.e.s ont
décroché un siège au national, qui sera occupé par Fabien Fivaz. Dans le même temps,
Céline Vara a accédé au Conseil des États, aux dépens du PS. Ce fût donc une journée
mi-figue mi-raisin pour les socialistes (16.6% des suffrages, -8.1pp), qui ont néanmoins
pu se consoler avec l'élection de Baptiste Hurni et le bon score global de la gauche, qui
a décroché un troisième siège grâce à la réélection de Denis de la Reussille. Le POP
(12.1%, -0.1pp) a cartonné dans le haut du canton, récoltant 24.4 pour cent des
suffrages à la Chaux-de-Fonds et plus de 32 au Locle, fief de Denis de la Reussille. Le
parti ouvrier populaire a également profité de l'apparentement avec les écologistes et
SolidaritéS (2.1%, pas de candidat.e en 2015) pour couper l'herbe sous les pieds de
l'UDC et de la liste commune entre les Vert'libéraux et le PDC. Celle-ci récolte 13.3 pour
cent des suffrages, 9.1 pour les Vert'libéraux (+5.7pp) et 4.2 pour le PDC (+0.6pp). En
légère perte de vitesse, le PLR (22.4%, -2pp) a néanmoins conservé son siège, qui
revient à Damien Cottier, alors que Philippe Bauer a sans surprise été élu au Conseil
des États. Le grand perdant de ces élections a ainsi été l'UDC (12.7%, -7.7pp), qui a été
contraint de céder son siège à la chambre du peuple. Cet échec est aussi celui d'Yvan
Perrin. L'ex-ministre a échoué dans sa tentative de retour au premier plan. L'ancien
policier l'a d'ailleurs bien compris puisqu'il a déclaré porter «une lourde responsabilité
dans la défaite» et a annoncé son retrait de la vie politique avant même l'annonce
définitive des résultats.
Le taux de participation s'est élevé à 40.2 pour cent, ce qui a fait de Neuchâtel le
troisième plus mauvais canton de Suisse tous âges confondus, derrière Genève (38.2%)
et Glaris (39.9%). Cependant, ArcInfo a précisé que la participation des jeunes
électeurs et électrices a augmenté par rapport à 2015, ce qui a été contrebalancé par
une légère baisse venant des populations plus âgées. Le mouvement des grèves du
climat pourrait avoir incité la jeunesse à se déplacer aux urnes, alors que l'UDC a estimé
qu'une partie de son résultat décevant était à imputer au manque de mobilisation de
son électorat, d'après ArcInfo. 15

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

En tant que deuxième conseil, le Conseil national a examiné à son tour le projet de
Convention de double imposition avec la République islamique du Pakistan. Une
minorité emmenée par Hildegard Fässler (ps, SG) a proposé de renvoyer le projet au
Conseil fédéral avec mandat de renégocier la convention, de sorte que le Pakistan ait la
possibilité de lutter contre la soustraction fiscale, la corruption et le terrorisme (l'art.
25 de la convention, à savoir celui concernant les échanges de renseignements, n'étant
à ce titre pas satisfaisant). Cette proposition a toutefois été rejetée au plénum par 89
voix contre 57. Au vote sur l’ensemble, le Conseil national a approuvé la convention par
87 voix contre 34. 16
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Landesverteidigung

Militäreinsätze

Au mois de mars, le Conseil fédéral a présenté son message concernant l’arrêté fédéral
sur l’engagement de l’armée en service d’appui au profit du canton des Grisons dans le
cadre des mesures de sécurité lors des rencontres annuelles du World Economic
Forum (WEF) de 2010 à 2012 à Davos. Le gouvernement a estimé que les menaces
étaient similaires que lors de la période de 2007 à 2009. Il a ainsi proposé, suite à la
demande que lui avait faite le canton des Grisons au mois de juin de l’année sous revue,
l’engagement annuel de 5'000 militaires au maximum en service d’appui pour aider le
canton des Grisons dans la mise en place de mesures de sécurité dans le cadre de ces
rencontres annuelles. L’armée n’accomplirait pas de tâches de service d’ordre et, par
rapport aux dépenses pour des manœuvres ordinaires, cet engagement occasionnerait
des coûts supplémentaires d’environ 1,5 million de francs par an. Le gouvernement a en
outre prévu de participer aux frais de sécurité. Au Conseil national, une proposition de
non entrée en matière a été faite par la députée Fässler-Osterwalder (ps, SG) en raison
du caractère privé des rencontres annuelles organisées par le WEF. Cette proposition a
été rejetée par 117 voix contre 56. Lors de la discussion par article, une minorité Lang
(pe, ZG) a proposé de prendre une décision concernant la sécurité pour la rencontre de
2010 et de ne pas traiter des années suivantes. Cette dernière a été rejetée par 114 voix
contre 50. Au vote sur l’ensemble, le projet du Conseil fédéral a été approuvé par 114
voix contre 55, seuls les groupes socialiste et écologiste ont rejeté le projet. Au Conseil
des Etats, le projet n’a pas rencontré d’opposition et a été adopté à l’unanimité. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

In der Herbstsession 2016 verlängerte der Nationalrat stillschweigend die
Behandlungsfrist für eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH), die verlangt, dass
im Werkvertragsrecht Mängelrügen innerhalb einer Frist von 60 Tagen statt der bisher
gebräuchlichen Siebentagesfrist vorgebracht werden können. Die grosse Kammer folgte
damit dem Ansinnen seiner RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zu einer
ähnlichen Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. Die Frist
für die Behandlung der parlamentarischen Initiative wurde damit bis zur Herbstsession
2018 verlängert. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2016
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2018 verlängerte der Nationalrat erneut stillschweigend die
Behandlungsfrist für eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH) für eine
Verlängerung der Frist für Mängelrügen um zwei Jahre bis zur Herbstsession 2022. Die
grosse Kammer folgte damit zum zweiten Mal dem Ansinnen ihrer geschlossen
stimmenden RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zur Umsetzung einer
ähnlichen Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2018
MARCO ACKERMANN

Geld, Währung und Kredit

Banken

In der Frühjahrssession, also kurz nach der Bekanntgabe der neuen Strategie des
Bundesrates, führten beide Parlamentskammern grosse Debatten über die Zukunft des
Finanzplatzes Schweiz und dabei insbesondere über das vom Ausland immer stärker
attackierte Bankgeheimnis bei Steuerhinterziehung durch. Der Nationalrat, wo die
Diskussion besonders emotional geführt wurde, behandelte eine Reihe von Motionen,
Postulaten und Interpellationen zu diesem Thema. Die Linke wiederholte in der
Diskussion ihre seit Jahrzehnten vertretene Position, dass sich die Schweiz mit ihrem
Festhalten am gegenwärtig praktizierten Bankgeheimnis (keine Rechtshilfe bei
Steuerhinterziehung) international isoliere und damit auch dem Wirtschaftsstandort
Schweiz schade. Die FDP und die CVP verteidigten die Politik des Bundesrates. Die SVP
kritisierte diese Haltung des Bundesrates als Kapitulation in einem Wirtschaftskrieg. Sie
forderte die Verankerung des Bankgeheimnisses in der Bundesverfassung und lehnte
die Amtshilfe bei Steuerhinterziehung ab. Zudem verlangte sie von der Regierung einen

MOTION
DATUM: 20.03.2009
HANS HIRTER
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Gegenangriff auf Grossbritannien und die USA, welche Steuerhinterziehern ebenfalls
Schlupflöcher anbieten würden.

Im Anschluss an diese Auseinandersetzung lehnte der Nationalrat mehrere Motionen
und Postulate der SP-Fraktion ab. Darunter befand sich auch die Forderung, im Inland
Steuerhinterziehung strafrechtlich zu verfolgen, den Personalbestand der
Steuerverwaltung aufzustocken und in den Ausschüssen der UNO und der OECD zu
Fragen der Steuerhinterziehung und Steuervereinheitlichung mitzuarbeiten. Keinen
Erfolg hatte auch eine Motion der SVP-Fraktion, welche verlangte, dass keine
Doppelbesteuerungsabkommen gemäss OECD-Standard mit Nicht-OECD-Staaten
abgeschlossen werden. Der Rat überwies einzig eine auch vom Bundesrat empfohlene
Motion Fässler (sp, SG) für die Einsetzung einer Task-Force, welche sich mit den
Problemen im Zusammenhang mit den Auseinandersetzung zwischen der USA und der
schweizerischen Grossbank UBS befasst. 20

Zusätzlich zum neuen Anlauf für eine Regelung der nachrichtenlosen Vermögen im
Bundesgesetz über Banken und Sparkassen, das 2012 in die Räte kam, beantragte der
Bundesrat dem Parlament die Abschreibung verschiedener Vorstösse zu
nachrichtenlosen Vermögen, die bei der Regierung hängig waren. Bis auf einen Vorstoss
stimmten die Räte den Abschreibungsanträgen des Bundesrats zu. Ein Postulat Fässler-
Osterwalder (sp, SG) wurde hingegen nicht abgeschrieben, weil es nach Meinung des
Nationalrats nicht nur nachrichtenlose Vermögen betraf. Das Postulat forderte den
Bundesrat auf, Bericht über die zivilrechtliche Aufbewahrungspflicht zu erstatten. 21

POSTULAT
DATUM: 14.03.2012
FABIO CANETG

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Concernant les importations de viande, le Conseil fédéral souhaitait l’introduction d’un
système de mise aux enchères des contingents et l’abandon du système d’attribution
en fonction du nombre d’animaux indigènes abattus, très favorable aux importateurs.
Alors que le Conseil des Etats s’était opposé à un tel changement, la chambre du peuple
l’a accepté pour 90% des importations de viande. La résistance est avant tout venue
des paysans issus des rangs de l’UDC. Ce mécanisme devrait rapporter environ 150
millions de francs par année à la Confédération, montant intégralement réinjecté dans
l’agriculture grâce au soutien apporté à la proposition du démocrate du centre Caspar
Baader (BL). Une correction à cette décision a été apportée en mai avec un nouveau
vote, suite à l’intervention de la socialiste Hildegard Fässler (SG). Elle a brandi la menace
d’un refus du projet par le groupe socialiste si on ne revotait pas. Pour Joseph Deiss,
qui a également désapprouvé la décision de mars, les 150 millions devaient être répartis
à hauteur de 100 millions pour le financement agricole et à hauteur de 50 millions pour
l’élimination des déchets carnés. Cette solution a été retenue par le plénum. Une
exception a toutefois été prévue pour les 10% restants avec le maintien d’un lien entre
importation et marché indigène. Cette mesure d’exception était avant tout destinée à
ne pas défavoriser les régions de montagne. Concernant la viticulture, la tentative du
vaudois André Bugnon (udc) de permettre au Conseil fédéral de prendre des mesures
ponctuelles, en cas de surplus causés par les importations, a échoué. Le soutien à la
reconversion (jusqu’en 2011) a été plébiscité, sans toutefois que cette dépense ne
passe l’écueil du frein aux dépenses. L’examen intégral de la réforme n’a pas pu être
terminé lors de la session de printemps. 22

ANDERES
DATUM: 19.03.2003
ROMAIN CLIVAZ

Par 110 voix contre 74, les députés ont suivi une minorité emmenée par Ruth Genner
(pe, ZH) et rejeté la proposition visant à exclure du champ d’application de la loi les
effectifs maximaux d´animaux par exploitation. Les radicaux, soutenus par le groupe
UDC, ont plaidé à ce titre en faveur d’une suppression de ce qui constituait à leurs yeux
un excès bureaucratique, alors que les Verts ont fait valoir que le caractère non
industriel de l’agriculture suisse était précisément l’un des ses atouts. Pour ce qui est
de la mise en valeur de la laine de mouton, le Conseil national a suivi, par 90 voix contre
77, une minorité Hildegard Fässler (ps, SG), qui proposait, contrairement à ce qu’avait
fait le Conseil des Etats, de supprimer les contributions. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
ELIE BURGOS
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Au Conseil national, malgré une proposition de non-entrée en matière de la députée
socialiste Hildegard Fässler (SG) sur la loi sur le droit foncier rural (projet 2), et sur la loi
sur le bail à ferme agricole (projet 3), le plénum a décidé, respectivement par 96 voix
contre 66 et par 108 voix contre 65, d’entrer en matière sur les deux projets, les projets
4, 5 et 6 n’ayant pas fait débat. Lors de la discussion par article de la loi sur le droit
foncier rural, le Conseil national s’est rallié de manière tacite à la position du Conseil
des Etats en ce qui concerne la taille minimale fixée pour les entreprises agricoles et le
contrôle des prix. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
ELIE BURGOS

Pflanzliche Produktion

Le Conseil national a poursuivi l’examen de cet objet durant l’année sous revue.
L’entrée en matière y a été acquise sans opposition. La question de la ratification de la
Convention sur la protection des obtentions végétales de 1991 a toutefois été
controversée. Une proposition de minorité emmenée par la socialiste Hildegard Fässler
(SG) a recommandé de ne pas ratifier la convention en question, estimant que celle-ci
favoriserait les droits de l’obtenteur par rapport au privilège de l’agriculteur. Le plénum
a cependant suivi, par 96 voix contre 78, la majorité de la commission, qui
recommandait de s’aligner sur le Conseil des Etats. Sur proposition de sa commission,
et avec le soutien des socialistes, des Verts et du PDC, le Conseil national a cependant
renforcé le privilège des agriculteurs au détriment des obtenteurs de variétés. Il a suivi
de justesse, par 89 voix contre 88, la majorité de la commission qui estimait que ce
privilège était ancré dans la tradition agricole de la Suisse, et qu’il ne devait ainsi pas
être remis en question. A ce titre, la commission a apporté un complément à la version
du Conseil fédéral et du Conseil des Etats en proposant que les agriculteurs puissent
multiplier non seulement le produit de la récolte, mais aussi ce qu’on appelle le
matériel de multiplication (par exemple les plans de fraises). Par 93 voix contre 86, et
sur proposition de la commission, les députés ont biffé la proposition du Conseil
fédéral, qui stipulait que ce dernier pouvait prévoir que les agriculteurs utilisant des
semences de ferme versent une indemnité au détenteur si les intérêts de ce dernier ne
sont plus garantis. Le Conseil national s’est en outre écarté de la version du Conseil des
Etats en ce qui concerne les licences obligatoires. Il a en effet suivi une proposition de
minorité Fulvio Pelli (prd, TI) qui préconisait de renforcer la position des titulaires d’un
brevet. Au vote sur l’ensemble, les députés ont approuvé le projet de loi modifié par
149 voix contre 26 (24 députés UDC présents se prononçant contre celui-ci). 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.10.2007
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Parlamentarische Initiative Hegetschweiler (fdp, ZH) verlangte, dass mittels
Änderung von Art. 69 StHG und Art. 218 DBG neu auch in die Bemessungslücke fallende
ausserordentliche Aufwendungen in der ersten Steuerperiode nach dem Wechsel der
zeitlichen Bemessung abzugsfähig sein sollen. Damit wollte der Initiant auf die Tatsache
hinweisen, dass beim Übergang von der Vergangenheits- zur Gegenwartsbesteuerung
mit dem System der Direkten Bundessteuer ausserordentliche Aufwendungen wie
insbesondere Unterhaltskosten von Liegenschaften nicht mehr vom steuerbaren
Einkommen abgezogen werden könnten. Dies empfand er insofern als stossend, als die
in die Bemessungslücke fallenden ausserordentlichen Erträge ebenfalls versteuert
werden müssten, worin er eine Verletzung der Steuergerechtigkeit erkannte.
Unterstützt wurde er von einer WAK-Mehrheit um David (cvp, SG), die seiner
Argumentation folgte und negative konjunkturpolitische Auswirkungen befürchtete, da
grössere Renovationen an Liegenschaften verschoben werden müssten. Eine
Kommissionsminderheit um Fässler (sp, SG) lehnte die parlamentarische Initiative ab.
Sie war der Meinung, dass die von der Initiative anvisierten Steuerpflichtigen in der Lage
seien, den für Renovationsarbeiten richtigen Zeitpunkt zu wählen und sich dabei dem
jeweiligen kantonalen Steuerrecht anzupassen. Ausserdem komme der Vorstoss zu spät,
weil der Übergang zur Gegenwartsbesteuerung wie im Kanton Basel-Stadt bereits
erfolgt sei. Der Nationalrat überwies die Vorlage mit 109:57 Stimmen. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.11.1998
URS BEER
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Als Postulat überwiesen wurde ein Aufruf der SVP-Fraktion zum Verzicht auf weitere
Einschränkungen des Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. Der Wettbewerb
garantiere tiefe Steuern. Die Steuerharmonisierung dagegen könnte Steuererhöhungen
zur Folge haben. Walker (cvp, SG) unterstützte formelle Vereinheitlichungen zwischen
den Kantonen. Fässler (sp, SG) gab zu bedenken, dass die bestehenden
Steuerunterschiede von der Bevölkerung nicht verstanden würden. Nachdem die SVP-
Fraktion Bundesrat Villiger ihre Zusammenarbeit bei der formellen
Steuerharmonisierung zusichert hatte, hiess der Rat die Motion in der Form eines
Postulats mit 98 zu 70 Stimmen gut. 27

POSTULAT
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Erfolglos blieb eine Motion von Ständerat Brändli (svp, GR) zur Reduktion der direkten
Bundessteuer. Mindestens 50% der wachstumsbedingten Mehreinnahmen hätten an
die Steuerpflichtigen zurückerstatten werden sollen. Davon erhoffte sich der Motionär
eine Steigerung der Standortattraktivität der Schweiz. Der Bundesrat erklärte, bis 1997
habe die Schweiz mit einer Fiskalquote von 33,8% gegenüber der OECD (37,2%) und der
EU (41,5%) ihren Standortvorteil bewahren können. Ausserdem würde die
vorgeschlagene Massnahme den Rahmen des Finanzleitbildes sprengen. Mit 26 zu 6
Stimmen verwarf der Ständerat das Begehren auch in der Form eines Postulates. Im
Nationalrat unterlag die SVP-Fraktion mit ihrer Motion (Mo. 99.3581) zur Senkung der
Steuerlast. Sie hatte einen Dringlichen Bundesbeschluss zur Reduktion der direkten
Bundessteuer um 10% gefordert. Der Finanzplan sollte ausserdem um eine
Verzichtsplanung ergänzt werden, die die Kompensation allfälliger Steuerausfälle regelt.
Schliesslich stellte Nationalrat Brunner (svp, SG) vergeblich die Forderung (Mo. 99.3339)
nach einem Steuerstopp. Er wollte erreichen, dass jede künftige Erhöhung einer Steuer
durch die Reduktion einer anderen Steuer vollständig kompensiert werden muss.
Bekämpft wurde die Motion von Fässler (sp, SG), die das Begehren als Wahlkampfvorlage
kritisierte und ihrem Verfasser zu bedenken gab, dass auch die Landwirtschaft von
einer solchen Politik negativ betroffen sein würde. 28

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Herbst nahm der Nationalrat die Beratungen der Vorlage zur Familienbesteuerung in
Angriff. Um alle Familien gleichzustellen, beantragte Meier-Schatz (cvp, SG) namens der
Kommission, das Teilsplitting auch auf Konkubinatspaare mit Kindern auszudehnen,
ausserdem, die Kinderabzüge auf 11'000 Fr. zu erhöhen und einen
Kinderbetreuungsabzug von 7000 Fr. sowie einen zusätzlichen Ausbildungsabzug von
3000 Fr. einzuführen. Rückweisungsanträge von linker und grüner Seite, die eine
Individualbesteuerung (Fehr, sp ZH), ein Familiensplitting (Fässler, sp SG) oder eine
gezielte Unterstützung von Familien in Form einer Rente (Genner, gp ZH) forderten,
blieben chancenlos. Auch ein Antrag Fässler (sp, SG), Abzüge statt vom steuerbaren
Einkommen vom steuerbaren Betrag zu gewähren, um kleinere und mittlere Einkommen
zu entlasten, wurde abgelehnt. Mit 84:81 Stimmen beschloss der Rat jedoch auf Antrag
Rechsteiner (sp, SG) beim Gesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden eine Steuerbefreiung des Existenzminimums bei den
Kantons- und Gemeindesteuern. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Nationalrätin Fässler (sp, SG) wollte vom Bundesrat wissen (Anfrage 02.1049), wie
Optionen als Lohnbestandteil besteuert werden. In seiner Antwort erklärte der
Bundesrat, dass eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Kantone, der Steuerberatung,
der Wirtschaft und der Eidg. Steuerverwaltung einen Bericht mit Vorschlägen zur
Besteuerung von Mitarbeiteraktien und -optionen vorgelegt habe, welcher im Herbst
2002 in die Vernehmlassung gegeben werde. Je nach den Ergebnissen der
Vernehmlassung wolle der Bundesrat eine Botschaft erarbeiten und diese dem
Parlament 2003 vorlegen.  30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession widmete sich der Ständerat dem Hauptteil der
Unternehmenssteuerreform II, den Verbesserungen der steuerlichen
Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen. Kernstück
bildet die Eliminierung der Doppelbesteuerung ausgeschütteter Gewinne, wozu eine
Teilbesteuerung der Dividenden eingeführt wird. Eintreten war unbestritten. Der Rat
lehnte den Rückweisungsantrag einer Minderheit Sommaruga (sp, BE) ab, welche die
Vorlage auf jenen Bereich beschränken wollte, bei dem eine Kapitalgesellschaft
gegenüber einer Personengesellschaft tatsächlich benachteiligt ist und im Fall einer

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2006
MAGDALENA BERNATH
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Teilbesteuerung von ausgeschütteten Gewinnen eine Beteiligungsgewinnsteuer vorsah.
In der Detailberatung folgte der Rat den Anträgen seiner WAK: So verwarf er den von
einer SP-Minderheit nochmals eingebrachten Wunsch auf Einführung einer
Beteiligungsgewinnsteuer mit Hinweis auf das klare Verdikt des Stimmvolkes bei der
Abstimmung über die Einführung einer Kapitalgewinnsteuer. Bei der Milderung der
wirtschaftlichen Doppelbelastung entschied er, im Geschäftsvermögen die Dividenden
auf Bundesstufe zu 50%, im Privatvermögen zu 60% teilzubesteuern, wobei jeweils eine
Mindestbeteiligung von 10% vorausgesetzt wird. Der Bundesrat hatte die Teilsteuersätze
zunächst auf 60% resp. 80% fixieren wollen und auf eine qualifizierte Beteiligung
verzichtet. Bundesrat Merz schloss sich nun den Vorschlägen der Kommission an. Durch
diesen Beschluss sind die Kantone an die Mindestbeteiligungsquote gebunden, es steht
ihnen aber frei, wie hoch sie die Teilbesteuerung ansetzen. Oppositionslos gewährte
der Ständerat den Kantonen die Möglichkeit, die Gewinnsteuer an ihre Kapitalsteuer
anzurechnen und so auch auf Stufe Unternehmen eine Doppelbelastung auszumerzen.
Beim Quasi-Wertschriftenhandel (Unterscheidung von privaten und gesellschaftlichen
Kapitalgewinnen) optierte die kleine Kammer für eine grosszügigere Bestimmung als der
Bundesrat. So stellen Veräusserungsgewinne aus Finanzanlagen im Prinzip kein
Einkommen dar, ausgenommen, der jährliche Erlös beträgt mehr als 50'000 Fr.
innerhalb von zwei Jahren und die Summe der getätigten An- und Verkäufe macht
wertmässig mindestens viermal das zu Beginn des Steuerjahres vorhandene
Wertschriftenvermögen aus. Das Gesetz passierte die Gesamtabstimmung mit 28:7
Stimmen.

Im Nationalrat beurteilte die Linke die Reform in der Eintretensdebatte als
verfassungswidrig, weil sie dem Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit widerspreche. Die Bürgerlichen argumentierten, die Förderung des
Risikokapitals und der KMU löse Wachstumsimpulse aus; die Schweiz brauche die
Reform, um ihre Stellung im internationalen Wettbewerb zu halten und zu stärken. Mit
114:66 Stimmen lehnte der Rat einen Nichteintretensantrag einer Minderheit
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) ab und mit offensichtlichem Mehr einen
Rückweisungsantrag Fässler (sp, SG), sich auf jenen Bereich zu beschränken, in dem
eine Kapitalgesellschaft gegenüber einer Personengesellschaft tatsächlich benachteiligt
ist. In der Detailberatung beschloss der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates,
Gewinnausschüttungen sowohl des Geschäfts- als auch des Privatvermögens künftig
nur noch zu 50% zu besteuern; der Ständerat hatte beim Privatvermögen eine Quote
von 60% vorgesehen. Die Vorschläge der Linken, auf die Teilbesteuerung ganz zu
verzichten oder diese davon abhängig zu machen, dass die Gewinne der Gesellschaft
zuvor tatsächlich voll besteuert wurden, scheiterten ebenso wie der Versuch, eine stark
begrenzte Beteiligungsgewinnsteuer einzuführen resp. den Kantonen zu verbieten, die
Gewinnsteuer an ihre Kapitalsteuern anzurechnen, um eine Akzentuierung des
kantonalen Steuerwettbewerbs zu verhindern. Bei der Besteuerung der Quasi-
Wertschriftenhändler unterstützte der Nationalrat einen Antrag Steiner (fpd, SO), der
bei der Frage der Abgrenzung eine Steuerpflicht auch für private Kapitalgewinne
festhält, wenn Wertschriften und andere Finanzanlagen in zwei aufeinander folgenden
Steuerjahren je viermal umgeschlagen werden. Im Unterschied zum Bundesrat, der den
Abzug privater Schuldzinsen auf den Betrag der steuerbaren Vermögenserträge
beschränken wollte, hielt der Nationalrat am heutigen Schuldzinsüberhang von 50'000
Franken fest. Er wich damit auch vom Ständerat ab, der den Schuldzinsüberhang nur
noch für Grundpfandschulden zulassen wollte. Die Vorlage, die in der aktuellen Form
kurzfristig geschätzte Mindereinnahmen von 120 Mio Fr. für den Bund (zuzüglich 108 bis
163 Mio für die AHV) zur Folge hat, passierte die Gesamtabstimmung gegen den
Widerstand des links-grünen Lagers mit 115:65 Stimmen. Bereits vor der Abstimmung
hatte die SP-Fraktion ein Referendum gegen das Bundesgesetz angekündigt. 31

Mit Hilfe einer Motion verlangte Hildegart Fässler-Osterwalder (sp, SG) pensionierte
Zoll- und Grenzwachtangehörige mit Wohnsitz im Fürstentum Liechtenstein von der
Quellensteuerpflicht zu befreien und sie neu der Domizilbesteuerung zu unterstellen.
Diese Personen werden mit dem hohen Quellensteuersatz besteuert obwohl
Liechtenstein nicht offiziell als Ausland gilt und somit die Domizilbesteuerung zum
Tragen kommen könnte. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, zeigte
sich jedoch offen, in nächsten Verhandlungen mit Liechtenstein dieses Anliegen
anzusprechen und eine entsprechende Lösung zu suchen. Der Nationalrat beschloss
mit 116 zu 41 die Überweisung der Motion. 32

MOTION
DATUM: 14.09.2009
NATHALIE GIGER
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Nachdem der Nationalrat im Vorjahr die Überweisung einer Motion Fässler-Osterwalder
(sp, SG) noch unterstützt hatte, die verlangte, pensionierte Zoll- und
Grenzwachtangehörige mit Wohnsitz im Fürstentum Liechtenstein von der
Quellensteuerpflicht zu befreien und sie neu der Domizilbesteuerung zu unterstellen,
folgte der Ständerat seiner vorberatenden Kommission und lehnte das Anliegen ab. In
der Diskussion wurde jedoch unterstrichen, dass Regelungs- und Klärungsbedarf mit
Liechtenstein bestehe. 33

MOTION
DATUM: 07.12.2010
NATHALIE GIGER

Im Hinblick auf die Unternehmenssteuerreform III überwies der Nationalrat in der
Wintersession ein Postulat Fässler-Osterwalder (sp, SG). Der Bundesrat wurde
beauftragt, über eine Verbesserung der Steuerstatistik der Unternehmensbesteuerung
Bericht zu erstatten. 34

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
LAURENT BERNHARD

Indirekte Steuern

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte daraufhin Gysin (sp, BS) (Pa.Iv. 99.407) die
seit einem Bundesbeschluss von 1955 geltende unbegrenzte Kompetenz des
Bundesrates zum Erlass von Steuerbefreiungen einschränken und durch eine klare
Regelung mit Beurteilungs- und Entscheidungskriterien ersetzen. Nach der Meinung
von Gysin pflegt der Bundesrat, die ihm erteilte Kompetenz zu extensiv auszulegen.
Ausserdem sei der geltende Bundesbeschluss veraltet und rechtsstaatlich höchst
bedenklich, wie das Gerangel um den Mehrwertsteuererlass für das IOK unter Beweis
gestellt habe. Im Namen einer Minderheit der WAK-NR empfahl Fässler (sp, SG) den
Vorstoss zur Annahme. Speck (svp, AG) argumentierte dagegen im Namen der
Kommissionsmehrheit, die Initiative sei aufgrund der laufenden Revisionsarbeiten am
entsprechenden Bundesbeschluss überflüssig und deshalb abzulehnen. Mit 103 zu 52
folgte das Plenum diesem Mehrheitsantrag. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die WAK-NR verlangte vom Bundesrat in einer Motion die Abschaffung des
Umsatzstempels in jenen Bereichen des Finanzhaushaltsgeschäftes, die von einer
Abwanderung ins Ausland bedroht sind. Der Bundesrat wollte dem Begehren
entsprechen, wehrte sich aber gegen eine Fristsetzung. Fässler (sp, SG) dagegen
versuchte zu verhindern, dass dem Bund nach dem Dringlichen Bundesbeschluss vom
Vorjahr bereits wieder Mittel zugunsten des Finanzmarktes entzogen werden. Koch (sp,
ZH) drohte gar mit einem Referendum. Bührer (fdp, SH) drängte auf ein rasches
Handeln, weil sonst der Wertpapierhandel kampflos den ausländischen Börsen
überlassen werde. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) disqualifizierte die bestehende
Stempelsteuer als gravierenden Standortnachteil. Bundesrat Villiger gab schliesslich zu
bedenken, dass der Staat auf Transaktionssteuern angewiesen sei. Eine vollständige
Abschaffung ohne Kompensation sei verfrüht. Gegen den Willen des Bundesrates
überwies der Rat die Motion mit 107 zu 58 Stimmen. Auch im Ständerat war die Motion
trotz Gegenstimmen erfolgreich. 36

MOTION
DATUM: 14.06.2000
DANIEL BRÄNDLI

Bei der Behandlung des Bundesgesetzes über die Stempelabgaben im Erstrat
beantragte CVP-Ständerat David (SG) namens der Kommission, nur ausländische
institutionelle Anleger von der Umsatzabgabe zu befreien. Inländische sollten dagegen
neu als Effektenhändler bezeichnet werden und der obligatorischen Umsatzabgabe
unterliegen, auch wenn sie ihre Geschäfte an ausländischen Börsen abwickeln. Die
Dringlichkeit wurde nicht in Frage gestellt. Im Gegensatz zur bundesrätlichen Lösung
würden die Mindereinnahmen folglich nur noch 218 Mio Fr. betragen. Leuenberger (sp,
SO) bezog die Opposition und stellte einen Nichteintretensantrag. Er vermisste
entsprechende Kompensationen. Sein Parteikollege Plattner (BS) dagegen unterstützte
den Kommissionsantrag, weil er den Verlust von Arbeitsplätzen befürchtete. Ein Antrag
des Aargauers Reimann (svp) verlangte den Einbezug inländischer Vorsorger und
Sozialversicherer. Schweiger (fdp, ZG) schliesslich plädierte für die bundesrätliche
Vorlage. Das Plenum entsprach dem Kommissionsbeschluss.

Im Nationalrat fand die ständerätliche Variante allerdings nur bei einer Minderheit der
vorberatenden Kommission Gehör. Rennwald (sp, JU) bemängelte die fehlende
Kompensation und beantragte die Rückweisung. Die grüne Fraktion stellte Antrag auf
Nichteintreten. Das drohende Loch in der Bundeskasse hätten wieder einmal die
einfachen Steuerzahler zu begleichen. Fässler (sp, SG) argumentierte, die drohende
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Abwanderung mache allein die Streichung der Stempelsteuer für inländische Anleger
notwendig. Finanzanalyst Kaufmann (svp, ZH) sprach sich für eine Globallösung aus, bei
der alle institutionellen Anleger berücksichtigt werden. Die Mehrheit der Kommission –
vertreten durch Blocher (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) – favorisierte dagegen den
ursprünglichen Vorschlag des Bundesrates und der Rat entsprach diesem Antrag mit 94
zu 90 Stimmen. Der Ständerat hielt jedoch an seinem Beschluss fest und konnte den
Nationalrat in der zweiten Lesung umstimmen. Beide Räte stimmten in der
Wintersession auch der dringlichen Inkraftsetzung zu. 37

Finanz- und Ausgabenordnung

In der Frühjahressession nahm der Nationalrat als Zweitrat Kenntnis vom zweiten Teils
des Subventionsberichtes. Die Finanzkommission bemängelte, dass die Subventionen
nicht merklich abgesenkt werden konnten. Gleichwohl beantragte sie zustimmende
Kenntnisnahme. Bürgerliche Parlamentarier erwarteten zusätzliche Massnahmen zur
Kosteneindämmung. Dagegen opponierte Fässler (sp, SG). In der Finanzkommission
würden zu viele unausgewogene Sparbefehle ausgesprochen. Bundesrat Villiger
erklärte, gespart werden könne vor allem bei zukünftigen Subventionen. Die
bestehenden seien kaum mehr wegzubringen. 38

BERICHT
DATUM: 16.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mit ihrer Forderung nach einer Reduktion der Staatsquote auf das Niveau von 1990
hatte die SVP-Fraktion Erfolg. Vergeblich wurde die Motion von der SP, der EVP und den
Grünen bekämpft. Fässler (sp, SG) führte den Ausgabenanstieg auf die Arbeitslosigkeit
zurück und nicht – wie in der Motion beschrieben – auf den Ausbau der
Staatstätigkeiten. Mit 92 zu 71 Stimmen überwies der Nationalrat das Begehren als
Postulat. Ausserdem verlangten die Finanzkommissionen beider Räte (FK-NR und FK-
SR) vom Bundesrat, das Budget 2002 und den Finanzplan 2003-2005 in der Weise zu
konzipieren, dass sich die Staatsquote merklich reduziere, wobei der Einfluss der
demographischen Entwicklung auf die AHV/IV auszuklammern sei. Der Bundesrat hielt
fest, dass das Finanzleitbild 2002-2004 eine kontinuierliche Absenkung der
Staatsquote auf 11,2% anstrebt und beantragte, beide Motionen abzulehnen. Der Gefahr
eines überproportionalen Anstiegs der Bundesausgaben will der Bundesrat mit einer
Koppelung derselben an die Entwicklung der Einnahmen entgegentreten. Konjunkturelle
Mehreinnahmen sollen primär zur Tilgung der Bundesschuld eingesetzt werden. Die
Fraktionen der Bürgerlichen standen dem Kommissionsanliegen zustimmend
gegenüber, die rot-grünen Ratsmitglieder und die EVP nahmen mehrheitlich eine
ablehnende Haltung ein oder verlangten die Umwandlung in ein Postulat. Schliesslich
überwies der Nationalrat seine Motion (Mo. 00.3600) mit 78 zu 67 Stimmen. Der
Vorstoss (Mo. 00.3611) wurde im Ständerat lediglich als Postulat überwiesen. 39

MOTION
DATUM: 05.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Voranschlag

In den Parlamentsdebatten zum Voranschlag 2003 musste Bundesrat Villiger Kritik
entgegennehmen, weil er den korrigierten Voranschlag verspätet vorgelegt hatte; der
Bundesrat habe sich an die vom Geschäftsverkehrsgesetz vorgegebenen Termine zu
halten, damit die Bundesversammlung die Beratungen seriös vorbereiten könne. Am
umstrittensten waren neben den Kürzungen der Personalkosten vor allem die Beiträge
zum Strassenbau, die Anstossfinanzierung für Kinderkrippen und der Transfer von
Geldern für die Gesundheitsprävention an das Bundesamt für Sport. Namens der SVP-
Fraktion beantragte Nationalrat Zuppiger (ZH) vergeblich Rückweisung des Budgets mit
dem Auftrag, 1 Mia Fr. einzusparen und die Investitionen im Strassenbau um 200 Mio Fr.
zu erhöhen. Der Nationalrat lehnte auch die Anträge von linker Seite zur Aufstockung
der Beiträge für die Entwicklungszusammenarbeit, die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens und die Infrastrukturleistungen für die Bahn sowie zu Einsparungen beim
Kauf von neuem Rüstungsmaterial ab. Verworfen wurden ebenfalls die Streichungs-
resp. Kürzungsanträge der SVP bei der Expo, im Asylbereich, bei den
Integrationsmassnahmen für Ausländerinnen und Ausländer, der Friedensförderung
und bei "Präsenz Schweiz" – letzterer allerdings knapp. Ebenfalls verschont blieben die
Filmförderung, Pro Helvetia, die Kulturabgeltungen für die Stadt Bern und der
Heimatschutz. Die grosse Kammer verwarf einen Antrag Fässler (sp, SG), der die
Verbilligung der Krankenkassenprämien um 1 Mia Fr. erhöhen wollte, um damit die
Kinderprämien zu bezahlen. Gegen den Willen des Bundesrates stimmte sie jedoch
einem Antrag Cina (cvp, VS) zu, für die Schaffung von Krippenplätzen 50 Mio Fr. zur
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Verfügung zu stellen – Marlyse Dormond (sp, VD) hatte den Betrag auf 30 Mio Fr.
anheben wollen. Widerwillig hiess der Rat einen Nachkredit für die Expo von 80 Mio Fr.
gut, um endlich einen Schlussstrich ziehen und die letzten Handwerkerrechnungen
bezahlen zu können – die Grünen hatten die Streichung resp. Rückstellung des Kredits
verlangt; zunächst sollte die Expo nachweisen, dass sie sich bei der Wirtschaft intensiv
um eine Kostenbeteiligung bemüht hatte. Bei der Landwirtschaft verlangte Weyeneth
(svp, BE) eine Ausklammerung der Direktzahlungen von der Kreditsperre und wollte im
Gegenzug auf die ursprünglich beantragte Aufstockung der Beihilfen und Zulagen in der
Milchwirtschaft um 30 Mio verzichten. Der Rat wies den Antrag ab, stimmte aber
kostenneutralen Umschichtungen von 50 Mio Fr. zugunsten der Produktions- und
Absatzförderung zu. Mugny (gp, GE) wehrte sich trotz bundesrätlicher Unterstützung
vergeblich gegen Abstriche bei der Abgeltung für den kombinierten Verkehr.
Zusätzliche Mittel kamen hingegen dem Nationalstrassenbau (+60 Mio), den
Hauptstrassen (+15 Mio) und der Sanierung von Bahnübergängen (+8 Mio) sowie den
Programmen zur Energie- und Abwärmenutzung (+ 2 Mio) zugute. Gegen den Willen des
Bundesrats beschloss der Nationalrat massive Einsparungen bei den Personalkosten
von insgesamt 130 Mio. Fr. – beantragt waren 40 Mio Fr. Die generelle Kreditsperre
blieb bei 1%; sowohl eine von Hess (cvp, ZG) verlangte Erhöhung auf 2% als auch ein von
Fässler (sp, SG) geforderter Verzicht wurden abgelehnt.  40

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Nationalrätin Fässler (sp, SG) wollte wissen, wie sich die Revision des
Raumplanungsgesetzes auf die Landwirtschaft ausgewirkt habe. Da die neue Regelung
erst seit 2000 in Kraft ist, sei laut Bundesrat noch zu wenig Zeit verstrichen, um über
die Auswirkungen fundiert Auskunft zu geben. Für die Beurteilung von Gesuchen für
Bauten ausserhalb der Bauzonen seien zudem die Kantone zuständig. Nach
Informationen der Kantone beträfen die Gesuche hauptsächlich Ferien auf dem
Bauernhof und gastgewerbliche Aktivitäten für den bäuerlichen Nebenerwerb. 41

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 14.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Wohnungsbau und -eigentum

Im Frühjahr hielt der Ständerat bei der Wohneigentumsbesteuerung an seiner Absicht
fest, den Eigenmietwert auf 60% des Marktwerts zur reduzieren; der Nationalrat
hingegen beharrte auf der Aufhebung der Eigentumsbesteuerung. In der letzten Runde
des Differenzbereinigungsverfahrens schloss sich die kleine Kammer mit 23:20
Stimmen der Version des Nationalrats an und entschied sich für den Systemwechsel bei
der Eigenmietwertbesteuerung; die Mehrheit des Ständerates hatte das Risiko einer
Nulllösung bei der Einigungskonferenz oder eines Scheiterns des ganzen Steuerpakets
nicht eingehen wollen. Der anschliessende Ordnungsantrag von Kommissionspräsident
Schiesser(fdp, GL), das Geschäft nach diesem Grundsatzentscheid an die Kommission
zurückzuweisen, um die finanzpolitischen Auswirkungen zu überprüfen, wurde knapp
abgelehnt. Bei den Liegenschaftskosten schloss sich die kleine Kammer der
nationalrätlichen Variante an und nahm im Vergleich zum Bundesrat zusätzliche
Steuerausfälle von CHF 70 Mio. in Kauf. Beim Schuldzinsabzug folgte sie der Vorlage des
Bundesrats, ebenfalls beim Bausparen, wo sie sich, mit Stichentscheid des Präsidenten,
für das Modell im Rahmen der Säule 3a aussprach – der Nationalrat hatte das
basellandschaftliche Modell vorgezogen.
In der Einigungskonferenz setzten sich die nationalrätlichen Positionen durch:
Schuldenabzüge für Ersterwerber von CHF 7'500 für Einzelpersonen resp. CHF 15'000
für Ehepaare, Bausparen nach dem basellandschaftlichen Modell sowie Inkrafttreten
des Systemwechsels auf 2008. Im Nationalrat plädierte SP-Fraktionschefin Fässler (SG)
vergeblich für die Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz. Das Steuerpaket habe
Entlastungen für Familien mit Kindern versprochen. Die Steuererleichterungen von CHF
1,2 Mrd. kämen jedoch zu zwei Dritteln jenen rund 10% der Haushalte zugute, die über
mehr als CHF 100'000 steuerbares Einkommen verfügen, also genau jenen Personen,
die nicht darauf angewiesen seien. Finanzminister Villiger hielt fest, dass der Bundesrat
den Systemwechsel weg vom Eigenmietwert befürwortet habe. Die zusätzlichen
Abzugsmöglichkeiten seien aber finanzpolitisch übertrieben und von der
Steuergerechtigkeit her fragwürdig. Diesen Teil des Steuerpakets könne der Bundesrat
nicht mittragen. Beide Räte nahmen den Antrag der Einigungskonferenz an. Das
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Steuerpaket passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 97:69 Stimmen (gegen
die Voten von SP, Grünen und EVP), der Ständerat verabschiedete die Vorlage unter
Namensaufruf mit 30:13 Stimmen und 2 Enthaltungen. 42

À la suite du Conseil des Etats, le Conseil national a décidé, par 82 voix contre 68, de
transmettre au Conseil fédéral la motion Kuprecht (udc, SZ) en faveur de la suppression
de l’imposition de la valeur locative du logement habité par son propriétaire. Bien que
maintenues, les déductions des intérêts hypothécaires et des frais d’entretien verront
leur niveau baisser. La gauche s’est vainement opposée à cette mesure en dénonçant le
privilège ainsi accordé aux propriétaires par rapport aux locataires. La Chambre basse a
par contre rejeté, par 108 voix contre 68, une motion Fässler-Osterwalder (ps, SG)
visant à remplacer les déductions fortaitaires pour les frais d’entretiens d’immeubles
par une déduction selon les frais effectifs et à introduire un plafond pour ce type de
déductions. Le Conseil national a également rejeté, par 114 voix contre 64, un postulat
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) demandant au Conseil fédéral de présenter un rapport
sur les taux cantonaux d’imposition de la valeur locative et de proposer des mesures
législatives pour réduire les disparités constatées. 43

MOTION
DATUM: 25.09.2007
NICOLAS FREYMOND

Im Berichtsjahr behandelten die beiden Räte die Volksinitiative „Sicheres Wohnen im
Alter“ sowie den indirekten Gegenentwurf, welcher der Bundesrat dem Parlament in
Form eines Bundesgesetzes über die Besteuerung des privaten Wohneigentums
präsentierte. Die Volksinitiative des Hauseigentümerverbandes (HEV) fordert für
Personen im Rentenalter eine fakultative Befreiung von der Besteuerung des
Eigenmietwertes. Der im Vorjahr vom Bundesrat erarbeitete Gegenentwurf sieht im
Gegenzug eine generelle Abschaffung des Eigenmietwerts für alle Personen mit
selbstgenutztem Wohneigentum vor. In der Frühjahrssession präsentierte die
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates (WAK-SR) ihrem Rat eine
überarbeitete Version des bundesrätlichen Entwurfes. Ende 2010 hatte die WAK-SR
nach Anhörung des HEV und der Finanzdirektorenkonferenz ohne Gegenstimme
beschlossen, nicht auf den ursprünglichen Entwurf des Bundesrates einzugehen. Laut
Kommissionssprecher Rolf Schweiger (fdp, ZG) würde der nun präsentierte, überarbeite
Entwurf eine optimale Lösung bieten. Er ermögliche ausserdem eine angemessene
Lösung für Zweitliegenschaften. Mit der Schaffung einer verfassungsrechtlichen
Grundlage sollen Kantone und Gemeinden berechtigt werden, eine
Kostenanlastungssteuer in Form einer Objektsteuer zu erheben, wodurch bei
Abschaffung des Eigenmietwertes ausfallende Steuereinnahmen kompensiert werden
könnten. Eine liberal-linke Kommissionsminderheit beantragte erfolglos Nichteintreten
auf die Vorlage. Sie argumentierte, dass der Gegenentwurf nicht zu einer Vereinfachung
des Steuersystems führen würde. In der Detailberatung umstritten war die Frage, ob
Investitionskosten für energetische Sanierungsmassnahmen und denkmalpflegerische
Arbeiten von der Bundessteuer abzugsberechtigt sein sollten. Hier setzte sich die
Kommissionsminderheit durch, welche sich wie der Bundesrat für die
Abzugsberechtigung aussprach. Der Ständerat beschloss zudem auf Anraten seiner
Kommission mit deutlichem Mehr die Erhöhung des möglichen Schuldzinsabzugs für
Neuerwerbende auf CHF 12'000 pro Ehepaar, resp. auf CHF 6000 für Alleinstehende,
im ersten Steuerjahr mit einer Verminderung der Abzugsmöglichkeiten um jährlich 5
Prozentpunkte, was die Neuerwerbenden für eine Dauer von 20 Jahren
abzugsberechtigt machen würde. Der Bundesrat hatte in seinem Entwurf einen leicht
tieferen Abzug empfohlen, welcher des Weiteren nur für 10 Jahre geltend gemacht
werden könnte. In der Schlussabstimmung wurde dem indirekten Gegenvorschlag mit 17
zu 12 Stimmen bei drei Enthaltungen zugestimmt. Beinahe einstimmig folgte der
Ständerat im Folgenden dem Bundesrat und empfahl die Volksinitiative „Sicheres
Wohnen im Alter“ zur Ablehnung. Es sei nicht einzusehen, wieso in der Schweiz zwei
Klassen von Steuerpflichtigen geschaffen werden sollten, liess Kommissionssprecher
Schweiger (fdp, ZG) verlauten. Ähnlich argumentierte Hildegard Fässler-Osterwald (sp,
SG) für die knappe Kommissionsmehrheit im Nationalrat. Hier lag jedoch ein
bürgerlicher Minderheitsantrag zur Annahme des Volksbegehrens vor, welcher durch
Georges Theiler (fdp, LU), Mitglied des Initiativkomitees, vertreten wurde. Der
Eigenmietwert sei eine staatliche Aufforderung zum Schuldenmachen und wirke sich
insbesondere für ältere Menschen, die ihre Hypotheken bereits teilweise oder sogar
ganz amortisiert haben, negativ aus. Dank einer Mehrheit der CVP/EVP/glp-Fraktion
gelang den Bürgerlichen mit 97 zu 72 Stimmen eine positive Empfehlung zur
Volksinitiative. In Sachen indirekter Gegenvorschlag sprach sich die WAK-NR mit 14 zu
10 Stimmen für Nichteintreten aus. Ausschlaggebend war die Befürchtung, dass der

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.03.2011
MARLÈNE GERBER
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indirekte Gegenvorschlag zu einer verschärften Ungleichbehandlung von Mietern und
Wohneigentümern führen würde. Ebenso erachtete die WAK-NR den vehementen
Widerstand der Kantone, welcher auf den ständerätlichen, positiven Entscheid zum
indirekten Gegenvorschlag folgte, als Grund, diesem die Zustimmung zu verweigern. In
dieser Sache folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit nun deutlich;
Nichteintreten wurde mit 114 zu 58 Stimmen beschlossen. Für Eintreten sprachen sich
je ungefähr die Hälfte der FDP und der CVP aus. Dabei wurden sie durch eine
Minderheit der SVP und einer Mehrheit der Grünen unterstützt. Im Winter gingen die
Vorlagen zur Differenzbereinigung zurück an den Ständerat. Nach kurzer Diskussion
beschloss dieser erneut mit deutlichem Mehr von 35 zu 5 Stimmen, die Volksinitiative
„Sicheres Wohnen im Alter“ zur Ablehnung zu empfehlen. Dies geschah auf
grossmehrheitliche Empfehlung seiner Kommission. Diese empfahl ihrem Rat auch
erneut, auf den Gegenvorschlag einzutreten; dieses Mal jedoch nur knapp und dank
Stichentscheid des Kommissionspräsidenten. Der neu gewählte Ständerat sprach sich
jedoch in der Folge mit 23 zu 17 Stimmen gegen diese Empfehlung und somit auch
gegen den ständerätlichen Entscheid aus der ersten Beratung aus. Nach bereits
erfolgtem Nichteintretensentscheid der grossen Kammer bedeutete dies das Scheitern
des indirekten Gegenvorschlags. 44

Sowohl der National- als auch der Ständerat nahmen im Jahr 2011 auf Anraten des
Bundesrates eine Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG) an, die darauf abzielte, die
Rechte der Bauherrschaft bei Baumängeln oder Baupfusch zu stärken. Die Motionärin
hatte ihr Anliegen damit begründet, dass das Parlament bereits bei der Beratung einer
parlamentarischen Initiative Fässler-Osterwalder (Pa.Iv. 06.466) sowie einer Motion der
RK-NR (Mo. 08.3755) in diesem Bereich Handlungsbedarf erkannt habe. Die Anliegen
seien lediglich abgelehnt worden, weil die inhaltlichen Forderungen zu konkret
ausformuliert worden seien. Letzteres solle mit vorliegender Motion vermieden werden.
Mit Annahme der Motion soll das private Bauvertragsrecht im Hinblick auf die
Mängelgewährleistung einer eingehenden Prüfung unterzogen werden. Überprüft
werden soll etwa auch, ob ein besonderer Bau- und Architekturvertrag geschaffen
werden soll und ob Architekturleistungen generell der Kausalhaftung unterstellt werden
sollen. 45

MOTION
DATUM: 20.09.2011
MARLÈNE GERBER

Erneut beschloss der Nationalrat im Dezember 2019 eine zweijährige Fristverlängerung
für die parlamentarische Initiative Gössi (fdp, SZ) «für verbindliche Haftungsregeln beim
Kauf neuer Wohnungen». Man plane nach wie vor, das Anliegen mit denjenigen der
Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) und der parlamentarischen Initiative
Hutter (fdp, ZH; Pa.Iv. 12.503) zu koordinieren, so die RK-NR in ihren Ausführungen.
Man wolle aber noch den Bericht des Bundesrates zur Umsetzung der erwähnten
Motion abwarten, der noch immer ausstehe. 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.2019
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gleich wie im Vorjahr eine Initiative Dupraz (fdp, GE), verwarf der Nationalrat auch eine
Minderheitsmotion Fässler (sp, SG), die erreichen wollte, dass im OR ein landesweiter
Normalarbeitsvertrag für die Landwirtschaft eingeführt wird. Der Bundesrat erklärte
zwar, mit den Anstellungsbedingungen der Arbeitnehmenden in der Landwirtschaft
nicht zufrieden zu sein. Dennoch machte er regionale Unterschiede geltend, um
erfolgreich Ablehnung des Vorstosses zu beantragen. 47

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Voranschlag 2001 hatte das EDI 500'000 Fr. für diverse Forschungsarbeiten im
Bereich der Gesundheitsprävention beantragt. Die Mehrheit der Finanzkommission des
Nationalrates wollte diesen Betrag ganz streichen. Eine links-grüne Minderheit Fässler
(sp, SG) beantragte Zustimmung zum Bundesrat, eine Minderheit Maillard (sp, VD)
zumindest die Beibehaltung eines Kredits von 50'000 Fr. für die Entwicklung eines
Tests zur Erfassung der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit und von 120 000 Fr. für die
Suche nach einem sicheren und umfassenden Impfstoff gegen die Grippe. Bundesrat
Villiger bat den Nationalrat, auf die Streichung ganz zu verzichten oder wenigstens dem
Antrag Maillard zuzustimmen, da die WHO für die nächsten Jahre eine Grippe-
Pandemie in der Grössenordnung der „Spanischen Grippe“ nach dem 1. Weltkrieg nicht
ausschliesse. Trotz dieser eindringlichen Warnung verwarf das Plenum mit 99 zu 69
Stimmen den Antrag Fässler und mit 95 zu 75 Stimmen den Antrag Maillard. Der
Ständerat liess sich hingegen von Villiger überzeugen und stimmte der mittleren
Variante (gemäss Antrag Maillard) zu. In der Differenzbereinigung schloss sich der
Nationalrat mit 91 zu 48 Stimmen der kleinen Kammer an. (Zum Rinderwahnsinn (BSE),
dessen menschliche Variante die Creutzfeldt-Jakob-Krankheit sein könnte, siehe
hier) 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2000
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Seit gut zwei Jahren sind in der Schweiz sogenannte Premix-und Alcopops-Getränke
auf dem Markt. Diese Mischungen aus Alkohol und Erfrischungsgetränk werden häufig
von Jugendlichen und zunehmend auch schon von Kindern konsumiert, weil sie süss
sind und - im Gegensatz zu Bier oder Wein - fast keinen Alkoholgeschmack haben.
Diese Tatsache veranlasste die GPK des Nationalrates, dem EDI nahezulegen, konkrete
Massnahmen in diesem Bereich zu prüfen. Neben der Aufforderung an die Kantone zu
einer strikteren Gesetzesanwendung und Vollzugskontrolle schlug sie vor, mit einer
neuen Bestimmung in der Lebensmittelverordnung jegliche Abgabe alkoholischer
Getränke an Jugendliche unter 18 Jahren zu verbieten. Die eidgenössische
Alkoholverwaltung reagierte rasch und unterstellte Ende Jahr diese Drinks sowohl einer
höheren Besteuerung als auch einem Abgabeverbot für Jugendliche unter 18 Jahren. 
Ein Postulat Nationalrat Meier (ldu, AG), welches diese Softdrinks den gleichen
Werbeeinschränkungen wie die gebrannten Wasser unterstellen wollte (Po. 96.3485),
wurde von Widrig (cvp, SG) bekämpft und damit vorderhand dem Entscheid entzogen.
Hingegen wurde ein Postulat Fässler (sp, SG) überwiesen, welches die Durchführung
einer nationalen Aufklärungskampagne anregte (Po. 97.3311). 49

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.11.1997
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Mit einer Motion forderte der SVP Politiker Yvan Perrin(NE) den Einsatz von
elektronischen Geräten, die das Kommen und Gehen des gewalttätigen Partners
überwachen und signalisieren, wenn dieser gegen eine Fernhaltemassnahme verstösst.
Dieser Vorstoss wurde vom Nationalrat ebenfalls gutgeheissen. 50

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien
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Bildung und Forschung

Berufsbildung

Die Problematik der Jugendarbeitslosigkeit und dabei insbesondere die Aus- und
Weiterbildung von jungen Arbeitslosen beschäftigte im Berichtsjahr nicht nur die
Lehrstellenkonferenz, sondern im Rahmen der Beratung von
Konjunkturförderungsmassnahmen, auch das Parlament, wobei sämtliche Vorstösse
abgelehnt wurden. Mit 126 zu 64 Stimmen verwarf der Nationalrat eine Motion Steiert
(sp, FR), für eine Stärkung der im Arbeitslosenversicherungsgesetz vorgesehenen
Massnahmen zugunsten von Jugendlichen ohne ausreichende Ausbildung. Ebenfalls
abgelehnt wurde eine Motion Fässler-Osterwalder (sp, SG) zur Förderung der Aus- und
Weiterbildung von Lehrabgängerinnen und -abgängern sowie zwei Motionen Aubert (sp,
VD). Die erste verlangte vom Bundesrat während der Dauer der Rezession befristete
Massnahmen zur Unterstützung der Weiterbildung im Betrieb für alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die von Kurzarbeit betroffen sind. Die zweite
forderte, das Arbeitslosenversicherungsgesetz dahingehend zu ändern, dass arbeitslose
Erwachsene über 25 Jahre, die keine Ausbildung auf der Sekundarstufe II absolviert
haben, eine Erstausbildung machen könnten und gleichzeitig Taggelder erhielten.
Schliesslich verwarf die grosse Kammer auch eine Motion der SP zur Einführung von
Bildungsgutscheinen für junge Arbeitslose sowie Jugendliche und junge Erwachsene,
die ihre Stelle zu verlieren drohen. Im Ständerat wurde eine gleichlautende Motion
Savary (sp, VD) mit 10 zu 6 Stimmen ebenfalls abgelehnt. 51

MOTION
DATUM: 05.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Zwei Postulate aus der SP-Fraktion (Fässler, SG sowie Aubert, VD) kritisierten die
Intransparenz der Finanzflüsse rund um die höhere Berufsbildung, speziell bei den
Beiträgen an entsprechende Diplomvorbereitungskurse. Seit Inkrafttreten des
Berufsbildungsgesetzes 2004 werden die Bundesbeiträge an den gesamten, von Bund,
Kantonen, Gemeinden und Arbeitgebern getragenen Berufsbildungskosten als
leistungsorientierte Pauschalen ausbezahlt. Dabei ist für die Bundesbeiträge eine
Richtgrösse von 25% festgelegt, die mit den Finanzierungsbeschlüssen zur BFI-
Botschaft 2012 erstmals erreicht worden ist. Mit Hinweis auf die laufende Diskussion
über die Neuregelung der Finanzierung von Vorbereitungskursen verlangten die vom
Bundesrat gestützten und stillschweigend akzeptierten Vorstösse einen Bericht über
die Finanzflüsse zwischen allen an der Berufsbildung beteiligten Akteuren (inkl.
Arbeitnehmer). 52

POSTULAT
DATUM: 29.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Forschung

Der Nationalrat überwies ein Postulat Fässler (sp, SG), das einen Bericht über die
nachhaltige Stärkung der Produktion und Vermarktung an Schweizer Hochschulen
forderte. Im Gegensatz zur Forschung und Entwicklung an Hochschulen und FHS werde
der Bereich Produktion und Vermarktung vernachlässigt – obwohl Schweizer
Universitäten Produkte und Ideen entwickelten, die es oft bis zur Patentierung
brächten. Damit sei eine hohe Ressourcenverschwendung und ein Verlust an Wissen
verbunden. 53

POSTULAT
DATUM: 19.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien
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Grosse Parteien

An der Vorstandsitzung von Ende Mai hatte sich Christiane Brunner bereit erklärt, im
Oktober den SP-Vorsitz zu übernehmen. Mitte Juli äusserten Nationalrat Hans-Jürg
Fehr (SH) und seine Ratskollegin Christine Goll (ZH) Interesse am Vizepräsidium der
Partei. Für das Präsidialamt war Brunner noch keine ernsthafte Konkurrenz erwachsen.
Allein Hildegard Fässler (SG) stand lange im Gespräch, verzichtete aber Mitte August auf
eine Kampfkandidatur. In der Vorstandssitzung vom September wurde das Dreierteam
nominiert. 54

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.09.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Frühling trat der Tessiner Nationalrat und Kardiologe Franco Cavalli aus beruflichen
Gründen nach zweieinhalb Jahren als Fraktionschef zurück. Zu seiner Nachfolgerin
wählte die Fraktion die St. Gallerin Hildegard Fässler. Fässler ist seit 1997 Nationalrätin
und seit 1999 Fraktions-Vizepräsidentin. 55

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.05.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Mai kündigte die Fraktionspräsidentin der SP, Nationalrätin Hildegard Fässler (SG),
überraschend ihren Rücktritt zum Ende der Sommersession an. Nach dem Verzicht
verschiedener Anwärter auf ihre Nachfolge verblieb Vize-Präsidentin Ursula Wyss (BE)
als einzige Kandidatin und wurde am 20. Juni mit 42 von 49 Stimmen klar zur neuen
Fraktionspräsidentin gewählt. Zu ihrer Nachfolgerin als SP-Vize-Präsidentin wählte der
Parteitag im September Nationalrätin Silvia Schenker (BS). In ihren bisherigen Ämtern
bestätigte man den Präsidenten Hans-Jürg Fehr (SH) und den Vize-Präsidenten Pierre-
Yves Maillard (VD) für weitere zwei Jahre. 56

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Der Rücktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam für die meisten Beobachter
überraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundespräsident amtieren würde. Die SVP kündigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstädter Regierungsrätin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalrätin Hildegard Fässler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingeräumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) und Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
François Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Ständerätin war
der drohende Verlust des Ständeratssitzes ihrer Partei. 57

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.09.2010
MARC BÜHLMANN

Zum ersten Mal in ihrer Geschichte hielt die SVP Ende 2013 mehr als 20
Regierungssitze. Neu konnte sie bei den Gesamterneuerungswahlen für die Regierung
in den Kantonen Wallis und Neuenburg ausgerechnet in zwei Kantonen der
Westschweiz eine Regierungsbeteiligung erringen. Die Nationalräte Oskar Freysinger
(VS) und Yvan Perrin (NE) holten für ihre Partei überraschend, aber letztlich relativ
deutlich ein Regierungsmandat. Während Perrin auf ein Doppelmandat verzichtete, gab
Freysinger bekannt, bis Ende Legislatur sowohl im Nationalrat zu bleiben, als auch den
Walliser Regierungsposten zu behalten. Im Rahmen einer Bilanz nach 100 Tagen
Regierungstätigkeit bezeichnete er das Doppelmandat als machbar – trotz Absenzen in
den Sessionen der eidgenössischen Räte. Die Angriffe der SVP auf Regierungssitze in
den Kantonen Solothurn und Genf scheiterten hingegen deutlich. Darüber hinaus
musste die SVP einen Sitzverlust in der Regierung des Kantons Appenzell Ausserrhoden
verkraften, wo der Rücktritt von Hans Diem nicht kompensiert werden konnte. Die SVP
ist in Herisau damit nur noch mit einem Regierungsmitglied vertreten, das neu 5 FDP-
und einem SP-Mandatsträger gegenübersteht. Bei Ersatzwahlen schaffte es die SVP im
Kanton Basel-Landschaft, ihren Sitz zurück zu erobern. Die FDP hatte darauf verzichtet,
ihre Vakanz wieder zu besetzen und der SP gelang es knapp nicht, den SVP-Kandidaten
Thomas Weber zu schlagen. In der Presse wurde gemutmasst, dass die Volkspartei ihre
Strategie, mit Provokation zu punkten, vermehrt durch Charmeoffensiven austausche,
um sich als Regierungspartei empfehlen zu können. Mit den total 21 Regierungssitzen
Ende Berichtjahr (13,5% aller 156 kantonalen Exekutivmandate) blieb die SVP allerdings
hinter FDP, CVP und SP Juniorpartnerin. 58

WAHLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN
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Im Berichtjahr traten zwei nationale SP-Politikgrössen zurück. Hildegard Fässler (SG)
gab im Januar ihren Rücktritt per Anfang März bekannt. Fässler hatte die SP 16 Jahre
lang im Nationalrat vertreten. Für sie rutschte Claudia Friedl nach. Hans-Jürg Fehr (SH),
SP-Parteipräsident zwischen 2004 und 2008, trat nach 14 Jahren Parlamentsarbeit
ebenfalls zurück. Seine Nachfolgerin für Bern wurde Martina Munz. Ihren Rücktritt vom
angekündigten Rücktritt verkündete hingegen Jacqueline Fehr (ZH). Fehr unterlag im
Vorjahr bei der Wahl für das Fraktionspräsidium Andy Tschümperlin (SZ) und hatte
damals ihren Rücktritt aus der nationalen Politik angekündigt. In der Zwischenzeit habe
sie aber gemerkt, dass die Freude an der Politik nach wie vor sehr gross sei. 59

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2013
MARC BÜHLMANN

Als eigentliches Drama wurde der Rücktritt des ehemaligen SVP-Nationalrats und
Neuenburger Regierungsrats Yvan Perrin in den Medien aufbereitet. Perrin trat nach
einem erneuten Burnout Mitte Juni aus der Neuenburger Regierung zurück. Er war
Inhaber des ersten SVP-Regierungssitzes in Neuenburg. Die Wahl hatte er 2013 unter
anderem auch deshalb gewonnen, weil er offen über seine Alkoholsucht und seine
Depressionen berichtete. Manche fragten sich allerdings im Nachhinein, ob es klug
gewesen war, Perrin in ein so wichtiges Amt zu hieven. In der Ersatzwahl unterlag die
SVP schliesslich der FDP. 60

WAHLEN
DATUM: 12.06.2014
MARC BÜHLMANN

Zwar ist die SVP gemessen an ihrem gesamten Wähleranteil in den Kantonen in den
kantonalen Regierungen noch immer untervertreten – die Volkspartei hielt Ende des
Berichtsjahres 22 der total 156 kantonalen Exekutivmandate und liegt damit hinter FDP
(42 Sitze), CVP (39 Sitze) und SP (32 Sitze) zurück, besass hingegen am meisten
Legislativmandate aller Parteien – konnte aber zumindest ein Mandat hinzugewinnen.
Mit Ausnahme des Kantons Zug ritt die SVP in allen Kantonen, in denen
Gesamterneuerungswahlen anstanden (neben ZG auch BE, GL, GR, NW und OW),
Angriffe auf die bestehende Regierungszusammensetzung. In Glarus gelang es ihr, die
SP aus der Regierung zu kippen. In Zug und Nidwalden konnte die SVP die beiden und in
Bern den einen Regierungssitz verteidigen, schaffte aber die Eroberung eines
zusätzlichen Sitzes in Bern nur sehr knapp nicht. Manfred Bühler (BE, svp) scheiterte
letztlich an der Minderheitenregelung für den Berner Jura. In Obwalden blieb der
Volkspartei eine Regierungsbeteiligung nach wie vor vergönnt. Ein kurzes Gastspiel
hatte die SVP im Kanton Neuenburg. Dort musste der amtierende Regierungsrat Yvan
Perrin (NE, svp) aus gesundheitlichen Gründen zurücktreten und sein Sitz konnte gegen
den Angriff der FDP nicht verteidigt werden.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Präsentation und Wahl von Wyss siehe BaZ, 17.6.06; LT, 20.6.06; NZZ, 19.6. und 21.6.06; TA, 14.6.06. Schenker: Presse vom
18.9.06.
57) Nominierung: Presse vom 4.9.10.
58) NZZ, 2.5. und 9.8.13
59) NZZ, 29.4.13; So-Bli, 27.10.13; TA, 29.10.13.
60) LMD, 13.6.14; AZ, 14.6.14; AZ, 17.6.14
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